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Umweltzone, Fahrverbot, Plakette,
Landratsamt, TÜV, neue Schilder, Auf-
klärungsarbeit, Broschüren, Punkte in
Flensburg, Strafgebühr etc. etc. Dies
sind Schlagworte, die man zur Zeit im-
mer wieder zu diesem sehr brisanten
Thema hört. Neue Kosten für viele, die
Kommune und die Allgemeinheit.

So konnten wir Ihnen bereits Anfang
des Jahres ein besonderes Highlight bie-
ten, die Veranstaltung mit der Umwelt-
ministerin des Landes Baden-Württem-
berg, Tanja Gönner.

Die einen fragen sich, muss denn über-
haupt eine Umweltzone sein, da doch
auch nach verschiedenen Studien be-
kannt ist, dass der Kraftverkehr nur ei-
nen ganz kleinen Anteil an diesem Spiel
hat, Maßnahmen in diesem Bereich al-
lerdings nahezu jeden betreffen. Selbst-
verständlich haben wir die Aufgabe,
dem Bürger einen größtmöglichen Ge-
sundheitsschutz zukommen zu lassen.
Aber blinder Aktionismus bringt nichts,
auf das Ergebnis kommt es an.

Der Zuschnitt der Umweltzonen ist
nicht jedem verständlich. So verwirrend
wie es in Ludwigsburg war, wird es ande-
renorts ebenfalls sein. Letztes Jahr gab
es einen Vorschlag die ganze Stadt mit
einzubeziehen – eine klare Vorgabe.
Dieses Jahr sieht alles anders aus. Die
Gebietsaufteilung ab dem 1. März 2008

geht westlich bis zur Autobahn – das
Tammerfeld ist nicht dabei – und östlich
der Stadt bis zur Landessstraße – die
Stadtteile Poppenweiler und Neckarwei-
hingen sind auch nicht dabei. Die abge-
gebenen Erklärungen von Seiten des
Umweltministeriums zu dieser Entschei-
dung, warum dies so sei, sind nicht ge-
rade sehr einleuchtend und wenig über-
zeugend.

Nun stelle man sich vor, eine Teil-
strecke der Autobahn wäre plötzlich Um-
weltzone und darf nur mit einer Plakette,
Ausnahmegenehmigung oder entspre-
chenden Strafauflagen befahren wer-
den. Diesen Aufschrei kann man sich
sehr gut vorstellen.

Es hätte natürlich einen großen Vorteil
– das Thema Umweltzone wäre über
Nacht ein bundesweites Thema. Und da
gehört es eigentlich auch hin. Nun ist in
Berlin, Hannover, Köln, die ebenfalls be-
troffen sind, seit kurzem die Umweltzone
eingeführt. In Baden-Württemberg fan-
gen wir aber nun erst mal mit einigen
Kommunen an, weitere folgen in ent-
sprechenden Zeitabschnitten.

Eine Landes- oder Bundesregelung, da-
mit flächendeckend, hätte den Vorteil
gehabt, dass alle gleich betroffen sind.
Die Klassifizierungen wären über die
technischen Prüfbereiche (wie TÜV, De-
kra, Kfz-Werkstätten etc.) im normalen

Rhythmus abwickelt worden. Dies hätte
keine zusätzlichen Kosten und Aufwen-
dungen bedeutet und wäre innerhalb
von zwei Jahren flächendeckend geregelt
gewesen. Und farbliche Markierungen
hätten auf dem Nummernschild auch
noch Platz gehabt.

Diese Möglichkeit ist sicher vorbei,
also schauen wir nach vorne. Allerdings
sei die Kritik an der Verwirrung, dem zu-
sätzlichem Aufwand, Kosten etc. erlaubt.
Und dies alles für ca. drei Prozent der be-
troffenen Fahrzeuge, welche am Straßen-
verkehr teilnehmen. Es wäre sicherlich
möglich gewesen, nicht 97 Prozent der
Verkehrsteilnehmer abzustrafen, son-
dern andere Wege zu gehen. Dass Neu-
fahrzeuge ebenfalls eine Plakette
benötigen, versteht sowieso niemand. 

Wie mache ich dem Besucher, Ge-
schäftspartner, ob Kunde oder Lieferant,
Verwandten, Touristen klar, wie man sich
hier zu verhalten hat, wenn ihn dieses
Thema normalerweise nicht betrifft? Bei
einer Maut kann ich Automaten aufstel-
len. Aber bei der Plakette muss berech-
tigterweise eine qualifizierte Prüfung
stattfinden. Müssen künftig die Firma,
die Familie, Freunde die Plaketten für
betroffene Besucher besorgen? Kurzfri-
stige Ausflüge, Teilnahme an „Last-Mi-
nute“-Veranstaltungen etc. werden da-
durch nahezu unmöglich. Wo bekomme
ich eine Plakette am Wochenende oder
in den Abendstunden her? Wie sieht es
im Krankheitsfall aus? Hier fordern wir
seit Anfang letzten Jahres klare, ver-
ständliche Lösungen, über den mögli-
chen wirtschaftlichen Schaden wollen

• Vorwort des Vorsitzenden
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wir erst gar nicht nachdenken. Da wir
hier in der Region eine zeitliche Vorrei-
terrolle einnehmen, die restliche Bevöl-
kerung noch nicht genügend sensibili-
siert ist, würde es Sinn machen, die ge-
plante Einführung nicht zu verschieben
aber mit einer etwas großzügigeren
Übergangsregelung auszustatten. Dies
müsste mit den entsprechenden Fach-
ministern abgestimmt werden. 

Z.B. ein Vierteljahr für Fahrzeuge aus
dem Kreis ist kein allzu langer Zeitraum,
um hier bei Kontrollen großzügiger zu
sein, d.h. ermahnen, hinweisen, infor-
mieren, aber nicht gleich bestrafen, dies
darf als bürgerfreundlicher Akt schon
verlangt werden. Für diejenigen, welche
aus Bereichen ohne Umweltzone kom-
men, wären sechs Monate sicherlich ein
darstellbarer Termin. Auswärtige Fahr-
zeuge, die technisch in Ordnung sind,
hätten ja zunächst ihre Schuldigkeit ge-
tan. Die Kontrollorgane können übrigens
die Klassifizierung der einzelnen Fahr-
zeuge auf einem Din-A-4 Blatt ablesen,
hier soll man nicht mit dem Argument
kommen, die wären damit überlastet.
Leider zeigt die Ministerin in diesem Be-
reich keinerlei Beweglichkeit, man ver-
schanzt sich hinter bürokratischen Zu-
ständigkeiten und hinter dem Argument,
es wüssten alle Bescheid und hätten
sich auf die neue Situation rechzeitig
einstellen können.  

Es wären mehrere alternative Überle-
gungen praktikabel gewesen, wenn man
es rechtzeitig angepackt hätte. Es lässt
sich sicherlich nicht ganz der Eindruck
von der Hand weisen, dass die Entschei-
dungen nicht bis hin zur letzten Konse-
quenz durchdacht worden sind. Leider
hat die Ministerin bei ihrem Besuch
nicht alle Fragen beantwortet, so ist eini-
ges offen geblieben, schade. Man sollte
auch mal den Mut haben, möglicherwei-
se gemachte Fehler einzugestehen, dies
ist schließlich auch menschlich. Warten
wir die Veränderungen und Ergebnisse
ab.

Herzlichst
Ihr

Ralf Siegmund

Proppenvoll war Christian Köhles „Gol-
dener Pflug“ in Pflugfelden, hatte sich
doch Umweltministerin Tanja Gönner
auf Einladung des CDU-Stadtverbandes
und des Landtagsabgeordneten Klaus
Herrmann angekündigt, um über die
Schaffung der umstrittenen Ludwigs-
burger Umweltzone zu informieren und
ausführlich Fragen zu beantworten. Fra-
gensteller waren demnach ausreichend
da: Über 200 Interessierte fanden den
Weg nach Pflugfelden und beschäftigten
Tanja Gönner bis nach 22 Uhr.

Ministerpräsident Oettinger
sicherte Prüfung zu

CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ralf
Siegmund äußerte sich in seinen einlei-
tenden Worten durchaus kritisch über
die geschaffene Umweltzonen-Regelung
in Ludwigsburg. Schließlich hat mit dem
Besuch einer Delegation der Ludwigs-
burger CDU im Staatsministerium im
vergangenen Dezember die ganze Sache

an Aktualität zugenommen. Damals
hatte der Ministerpräsident der Besu-
chergruppe nochmalige Prüfung des Zu-
schnitts der Umweltzone in der Barock-
stadt zugesagt mit dem bekannten Er-
gebnis.

Siegmund: „Unverständlicher
Zuschnitt der Umweltzone“

Siegmund ging nochmals auf den un-
verständlichen Zuschnitt der Umweltzo-
ne ein und wies auf die Notwendigkeit
einer einheitlichen Regelung sowie auf
den unverhältnismäßig hohen Kon-
trollaufwand bezüglich der Plaketten
hin. Auch war dem CDU-Stadtverbands-
vorsitzenden wichtig darauf hinzuwei-
sen, dass die Ausgabemöglichkeiten
der Plaketten verbessert werden müss-
ten. So habe zum Beispiel ein Ge-
schäftsreisender, der kurzfristig nachts
nach Ludwigsburg fahre, keine 24-Stun-
den Kaufmöglichkeit für die entspre-
chende Plakette.

Stadtverband aktuell •
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Umweltministerin Tanja Gönner
„in der Höhle des Löwen“ 
Veranstaltung zur Umweltzonen-
Regelung in Ludwigsburg
Über 200 Interessierte bei Info-Veranstaltung 
der CDU im „Goldenen Pflug“ in Pflugfelden

Umweltministerin Tanja Gönner stellt sich den Fragen des Publikums



Kontrolle „nach Augenmaß“

Die von Siegmund geforderte viertel-
jährige „Schonfrist“ wies die Ministerin
jedoch zurück: Zwar gebe es sicherlich
für die Dauer von zwei Wochen eine Art
Übergangszeit, damals vergleichbar mit
dem LKW-Durchfahrt-Verbot in Stuttgart
und somit ein Vorgehen seitens der Poli-

zeibehörden „nach Augenmaß“. Dies
bedeute jedoch nicht, dass der Start
nochmals verschoben werde, so die Um-
weltministerin. Nach Ansicht von Tanja
Gönner seien die Menschen ausrei-
chend über die Umweltzonen informiert
worden, schließlich gebe es bundesweit
über 5700 Stellen, über die die berühm-
ten Plaketten zu beziehen seien.

Kritisches Stimmungsbild
von der Basis

Auch Landtagsabgeordneter Klaus
Herrmann ließ in seinem Schlußwort
die Umweltministerin wissen, dass sie
angesichts der vielen kritischen Detail-
fragen an diesem Abend dieses Stim-
mungsbild „der Basis“ mitnehmen und
entsprechend ernst nehmen solle. Für
manchen, der an diesem Abend gekom-
men war, konnte die Ministerin Zweifel
und Bedenken nicht ausräumen. So
ging sie auf bestimmte Fragen dann
doch nicht ein, z.B. blieb ihre Aussage,
dass es keine gesetzliche Grundlage
gebe, das ganze Land zur Umweltzone
zu erklären, kommentarlos im Raum
stehen. Hier fragte sich der geneigte
Beobachter, wer denn im Land für den
Zuschnitt der Gesetze verantwortlich
sei...? PS

• Stadtverband aktuell
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Stadtverbandsvorsitzender Ralf Siegmund moderiert die Diskussion

Vortreffen mit Reiner Bougsein (stellv. IHK-Geschäftsführer), Heribert Beck (In-
haber der Fa. Sovdwaer), Ralf Siegmund, Klaus Hermann MdL, Ministerin Tanja
Gönner und Regierungsdirektor Ludwig Hipp (von links)



Eine Delegation des Ludwigsburger
CDU-Stadtverbandes besuchte auf Ein-
ladung des Baden-Württembergischen
Staatsministeriums die Stuttgarter Villa
Reitzenstein und traf dort Ministerprä-
sident Günther H. Oettinger zu einem
Meinungsaustausch.

Dabei kam man unter anderem auf
die umstrittene Feinstaubregelung in
Ludwigsburg und die Ausnahmen für
Ludwigsburg-Nord, Poppenweiler und
Neckarweihingen zu sprechen. Kern-
punkt der Kritik der Ludwigsburger
CDU: Der willkürliche Verlauf der Um-
weltzone in der Stadt und die damit ver-
bundene Forderung der Ludwigsburger
CDU, landesweit eine einheitliche Um-
weltzone zu schaffen (die CDU hatte
dies bereits in vorhergehenden Presse-
mitteilungen gefordert).

CDU-Stadtverbandsvorsitzender Ralf
Siegmund hierzu: „Wie soll man dem

Touristen, der notwendigerweise durch
Ludwigsburg fahren muss, oder dem
Bürger aus dem Nord- oder Südkreis,

der zu Erledigungen in die Kreisstadt
fährt, klarmachen, dass er durch be-
stimmte Teile der Stadt fahren darf und
durch andere wiederum nicht!“ Auch
äußerte Siegmund gegenüber dem Mi-
nisterpräsidenten die Befürchtung,
dass die Andienung von Gewerbetrei-
benden durch Firmen von außerhalb
sowie der Kontakt zu Kunden und Liefe-
ranten damit nicht mehr gewährleistet
sei. Dies wäre ein wirtschaftlicher Scha-
den, der heute noch nicht überschau-
bar ist. Siegmund weiter: “Wir benöti-
gen eine glasklare Regelung, die jeder
versteht und möglichst wenig oder gar
keine Ausnahmen!“ 

Von dem Kontrollaufwand einer ent-
sprechenden Regelung einmal ganz ab-
gesehen gäbe es bei den Kommunen
hierzu keine große Begeisterung. Wenn
diese zusätzliche Aufgabe auch noch
dem normalen Streifendienst zugemu-
tet werden soll, gerieten diese an ihre
Leistungsgrenze, so Maik Braumann,
stellvertretender Stadtverbandsvorsit-
zender.

Günther H. Oettinger machte in seiner
direkten Antwort klar, dass er Umwelt-
ministerin Tanja Gönner gebeten habe,

Stadtverband aktuell •
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CDU-Ludwigsburg zum Gespräch bei Ministerpräsident
Günther H. Oettinger im Stuttgarter Staatsministerium 
Umstrittene Feinstaub-Regelung in Ludwigsburg wird nochmals geprüft

Die Ludwigsburger Delegation vor der Villa Reitzenstein in Stuttgart



die Umweltzonen-Regelung nochmals
zu überprüfen und zeigte sich selbst –
so wörtlich – von der bislang getroffe-
nen Regelung „nicht überzeugt.“ Eine
definitive Entscheidung hierzu stellte
der Ministerpräsident der Ludwigsbur-
ger CDU-Delegation in den nächsten
Wochen in Aussicht.

Dabei formulierte Oettinger seine Vor-
stellung, dass es Ziel sein muss, eine
einheitliche Regelung in den Ballungs-
räumen des Landes zu erreichen, z.B.
von Heilbronn bis Reutlingen. Derzeit
sei die Umweltministerin mit Vertretern

des Städtetages in intensivem Kontakt,
um die Umsetzung einer solchen Rege-
lung zu erörtern. Eine generelle Rege-
lung für das Land sehe er eher als

schwierig an, z.B. in Gebieten wie dem
Hochschwarzwald mit sehr guten Um-
weltwerten sei eine Fahrverbotsrege-
lung nicht notwendig, so der Minister-
präsident. 

Die CDU Ludwigsburg setzt in einem
solchen Fall aus Gründen der einfache-
ren Umsetzung darauf, nicht betroffene
Gebiete durch eine Ausnahmereglung
herauszulösen. Es sei einfacher und für
jeden Bürger verständlicher, eine ein-
heitliche Vorgabe für alle Fahrzeuge im
ganzen Land umzusetzen, so die stell-
vertretende Vorsitzende des CDU-Stadt-
verbandes, Anette Mezger. 

Der Ludwigsburger CDU-Stadtverband
hat hierzu die Umweltministerin zu ei-
ner Veranstaltung nach Ludwigsburg
eingeladen, sodass es hier auch eine
direkte Rückkopplung mit den Ludwigs-
burger Bürgerinnen und Bürgern geben
kann.

PS

• Stadtverband aktuell
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Ministerpräsident Günther H. Oettinger erläutert seine Sicht der Feinstaubrege-
lung in Ludwigsburg

Klausurtagung des CDU-Stadt-
verbandes im Elisa Seniorenstift

Zu seiner jährlichen Klausurtagung
traf sich der Vorstand des CDU Stadtver-
bandes kürzlich im Seniorenstift Elisa
in Ludwigsburg.

Das Haus bot ideale Voraussetzungen
für eine konzentrierte Arbeit. Die Jah-
resplanung von Veranstaltungen, u.a.
das traditionelle Bürgerfest, die Stadt-

Interessante Diskussionen bei der Klausurtagung



teilgespräche, eine Veranstaltung zum
Thema Integration, die Konzeption von
Projekten, aber auch administrative
Aufgaben, wie z. B. der neue Internet-
Auftritt des Stadtverbandes, wurden
eingehend beraten. Die politischen In-
halte der Stadtverbands-Arbeit wurden
im Hinblick auf die bevorstehenden
Wahlen 2009 durchdacht, werden wei-
ter detailliert beraten und Beschlüsse
vorbereitet.

Im wunderschönen Ambiente und bei

hervorragender Bewirtung konnten die
Vorstandsmitglieder in den Pausen
wieder neue Kraft schöpfen. Eine
Führung durch das weiträumige Seni-
orenstift brachte die Erkenntnis, dass
das Elisa mit den erhaltenen denkmal-
geschützten und den neu gebauten
Häusern eine harmonische Einheit mit
besonderer Wohlfühlatmosphäre für
die Bewohner darstellt. 

Mit neuen Ideen und zahlreichen Auf-
gabenstellungen versehen werden die

Vorstandsmitglieder die Arbeit im
Stadtverband fortsetzen.

Ingeborg Choeb

Stadtverband aktuell •
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Die Teilnehmer der Klausurtgung vor dem Elisa Seniorenstift



Elisa Seniorenstift Ludwigsburg
1995 eröffnet

Auf dem heutigen Elisa-Gelände erin-
nert nur noch der u-förmige Komplex an
die wechselvolle Geschichte des vom
württembergischen Herzog Carl Alexan-
der 1736 als Zucht-, Arbeits- und Waisen-
haus gegründete und bis zum Ende des
18. Jahrhunderts um mehrere Gebäude
erweiterte Areal, das bis 1990 dem Straf-
vollzug diente. 

Durch den Haupteingang an der Thou-
retallee betritt man das repräsentative,
hotelartige Foyer, das 1752 als Anstalts-
kirche erbaut wurde. Allein der Glocken-
turm und der hohe Innenraum lässt auf
die ursprüngliche Nutzung schließen. 

Die 1737 und 1788 gebauten Arbeits-
und Zellentrakte wurden zu hochwerti-
gen Appartements mit Erste-Klasse-
Komfort umgebaut. Verschiedene Neu-
bauten mit großzügigen Wohnungen
und Gemeinschaftseinrichtungen, wie 

z. B. Restaurant,
Gymnastik-, Vor-
trags- und An-
dachtsraum, sind
gefällig in die Ge-
samtanlage inte-
griert. Die weitläufi-
gen Grünanlagen
vermitteln einen ru-

higen und geschütz-
ten Raum. In einer
Teststudie von Seni-
oren-Anlagen in
Deutschland schnitt
das Elisa in Lud-
wigsburg hervorra-
gend ab. Nicht nur
das Preis-/Leis-
tungsverhältnis,
sondern auch die

seniorengerechte Bauweise, die Ge-
meinschaftseinrichtungen, die Gastro-
nomie und das Veranstaltungs- und Be-
treuungsangebot wurden als sehr gut
bewertet. Auch die herzliche Atmosphä-
re im Haus und die besondere Freund-
lichkeit des Personals lobten die Tester.

Das Elisa Seniorenstift trägt seit seiner
Eröffnung 1995 insgesamt zur weiteren
positiven Entwicklung des östlichen Teils
der Ludwigsburger Innenstadt bei.

Ingeborg Choeb

• Aus der Stadt
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Großzügige Appartements im Elisa – auch als Gästezimmer
buchbar

Blick auf den Garten im Innenhof des Seniorenstiftes

Die Tagungsteilnehmer bei der Führung durch das Elisa Seniorenstift



Eines der Veranstaltungs-Highlights
führte eine Delegation des Ludwigsbur-
ger CDU-Stadtverbandes, innerhalb ei-
ner Reisegruppe, in die Bundeshaupt-
stadt Berlin. Auf Einladung des nach
über 30 Jahren scheidenden Bundes-
tagsabgeordneten Matthias Wissmann
und des Bundespresseamtes wurde ein
unschlagbares Programm geboten. Die
Tops des Aufenthalts wurden gleich am
ersten Tag wie an einer Perlschnur aufge-
reiht präsentiert: Bundeskanzleramt,
Reichstag, CDU-Bundesgeschäftsstelle.

Aber nun der Reihe nach: Nachdem die
fast zehnstündige Anreise mit dem Bus
vorbei war, ging es schnurstracks zum
Einchecken in ein Hotel im Berliner
Stadtteil Neukölln. Einziger offizieller
Programmpunkt des ersten Abends: Ein
Essen im Hotel. Dabei beließ man es
auch für den Rest des Aufenthaltes.

Top-Ereignisse 
wie an einer Perlschnur

Der zweite Tag war dann gespickt mit

Top-Ereignissen: An aller erster Stelle zu
nennen wäre dann natürlich der Besuch
des Bundeskanzleramtes, zwei Tage vor
dem G-8-Gipfel in Heiligendamm. Nie-
mand war wirklich verwundert ob der Art
der Behandlung in der Sicherheits-
schleuße. Ein Flug in die USA ist nichts
dagegen! Schließlich wurden wir in zwei
Gruppen eingeteilt, die von jeweils zwei
bis drei BKA-Beamten begleitet wurden.
Die Herren sollten nur aufpassen, dass
niemand irgendwo versehentlich „etwas
vergisst“. Spektakulär die Aussicht auf
den Reichstag und Berlin, bekommt man
doch in dem mehrstöckigen Amtssitz der
Kanzlerin verschiedenste Perspektiven
der Hauptstadt präsentiert. Ein Fest für
Hauptstadtfotografen!

Auch die Einblicke waren durchaus aus
den Medien bekannt: Die Ahnengalerie
der Kanzler, der Kabinettsaal, die blaue
Wand mit Bundesadler für die Presse-
statements. Besonders Letzteres wurde
für amüsante Erinnerungsfotos und ge-
genseitiges shakehands intensiv ge-
nutzt. Nur der oberste Stock, der Bereich

der Kanzlerin, war für uns tabu und lei-
der bekamen wir sie auch nicht zu Ge-
sicht. 

Weltweit keine 
interessantere Hauptstadt

Nach dem Kanzleramt und einem Mit-
tagessen setzten wir unseren Besuch
des Spreebogens und des „Bandes des
Bundes“ schließlich im Reichstag fort.
Eine Einführung in die Geschichte des
Hauses auf der Gästetribüne bildete den
Anfang. Danach ging es einige Stockwer-
ke nach oben. Die Besichtigung der
Dachterrasse sowie der berühmten Kup-
pel standen auf dem Programm. Auch
von hier eröffnen sich fantastische Aus-
blicke auf die Stadt. Von hier aus kann
man schnell den Eindruck gewinnen,
dass es derzeit keine interessantere
Hauptstadt in der Welt gibt, auf die sich
so viel auf einmal projiziert: Hauptstadt
Deutschlands, der geschichtliche Hinter-
grund zweier totalitärer Regime und
schließlich deren Überwindung, einmal

Aus dem Stadtverband •
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Ludwigsburger CDU-Delegation besucht die Bundeshauptstadt

„Es gibt keine interessantere Hauptstadt“

Die Reisegruppe



mit dem totalen Zusammenbruch, das
andere Mal durch die friedliche Revoluti-
on durch die Menschen in der DDR.

Pofalla unter Druck

Der letzte Termin des Tages stellte sich
schließlich zumindest für eine Person
nicht als der obligatorische „Fototermin“
laut offiziellem Programm heraus: CDU-
Generalsekretär Ronald Pofalla geriet
beim Besuch der Ludwigsburger Delega-
tion in der Bundesgeschäftsstelle heftig
unter Druck. Ein Druck jedoch, das stell-
te sich schnell heraus, mit dem er tag-
täglich umzugehen hat und den er in ge-
wohnt nasalem Unterton glatt bügelt. Da
kamen Fragen auf, wie es denn die Uni-
on mit ihrem konservativen Profil in der
Großen Koalition halte, wie man denn
intern das mäßige Ergebnis der Bundes-
tagswahl verarbeitet habe und wie man
sich vorstelle, zukünftig wieder die aus
der Vergangenheit gewohnten „40 Pro-
zent plus x“ zu erreichen.

Die Antworten fielen entsprechend ma-
ger aus: Die SPD mache nur Fehler und
sei in den Umfragen am Tiefpunkt, die
Kanzlerin mache mit ihrem Bonus alles
wett und das moderne Profil durch Ursu-
la von der Leyen tue ihr übriges. Noch
Fragen?

Günther Oettinger gesehen

Nette Begebenheit am Rande: Im Ne-
benraum, durch eine Glasscheibe von
unserem Raum aus einsehbar, unter-
hielt sich gerade unser Ministerpräsi-
dent Günther Oettinger angeregt mit ei-
nem Diskutanten. Leider kam es zu kei-

nem Aufeinander-
treffen, als der Au-
tor aus dem Saal eil-
te, um auf die Lud-
wigsburger Gruppe
aufmerksam zu ma-
chen, war er bereits
enteilt. Das Abend-
essen fiel schließ-
lich weitaus ange-
nehmer als den Tag
zuvor aus, traf man doch mit Matthias
Wissmann bei dem ausgezeichneten Ita-
liener „12 Apostel“ zusammen.

Die beiden letzten Tage schließlich um-
fassten ein Informationsgespräch im Do-
kumentationszentrum der Bundesbe-
auftragten für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR, eine Spreefahrt, von der aus die
verschiedenen Bundesgebäude einmal
aus einer völlig anderen Perspektive zu
besichtigen waren sowie ein vergleichs-
weise kurz ausgefallener Besuch in der
Baden-Württembergischen Landesver-
tretung. Nach einem Mittagessen, einer
kurzen Begrüßung vor der Vertretung so-
wie einer Führung durch das Gebäude,
erfolgte auch schon die Abfahrt. Eigent-
lich hätte man von der Landesvertretung
etwas mehr sehen wollen, aber die par-
allel stattfindende Veranstaltung sowie
die nahende Abfahrt, bedingt auch
durch einen unbeweglichen Busfahrer,
machten hier einen Strich durch die
Rechnung.

Im Fokus: Wirtschaftsfilm-
preis und Stuttgart 21

Zwei Besuche in Ministerien wurden
bislang noch nicht
erwähnt: Der Be-
such im Wirtschafts-
ministerium und
das Gespräch mit
dem dortigen
Staatssekretär Dr.
Würmeling, der uns
ein sehr angeneh-
mer Gesprächspart-
ner war, sowie ein
Besuch im Bundes-
verkehrsministeri-
um, der früheren

Wirkungsstätte von Matthias Wissmann.
Im Mittelpunkt der Fragen der Delegati-

on an den hohen Vertreter von Michael
Glos stand das Gerücht, der bisher in
Ludwigsburg vergebene Wirtschaftsfilm-
preis solle zukünftig in der Bundes-
hauptstadt verliehen werden. Eine Fra-
ge, die vor allem das Delegationsmit-
glied Armin Maschke beschäftigte, ist er
doch kraft Amtes quasi Hausherr des
Ludwigsburger Film- und Medienzen-
trums „Reithaus“, wo der Preis immer
verliehen wurde. Leider erwischten die
Ludwigsburger Dr. Würmeling hier auf
dem falschen Fuß, da dies nicht zu sei-
nem originären Zuständigkeitsbereich
gehört. Er versprach aber, das Anliegen
an die verantwortliche Stelle weiterzuge-
ben, machte aber noch eine passende
Bemerkung: Aus seiner Sicht mache es
keinen Sinn, den Preis woanders als in
Ludwigsburg zu vergeben, zumal der
Heimatort von Michael Glos, Brixen, ja
nicht zur Debatte stehe... 

Der Besuch im Bundesverkehrsmini-
sterium, das ja auch für Bauangelegen-
heiten zuständig ist, markierte schließ-
lich das Ende des Reigens der Ministeri-
umsbesuche. Die beiden Vertreter, im-
merhin eine Baudirektorin und ein Ober-
amtsrat sahen sich vor allem mit boh-
renden Fragen zu „Stuttgart 21“ konfron-
tiert, ließen sich aber keineswegs zu ei-
ner entscheidenden Aussage in die eine
oder andere Richtung hinreißen. Wir
werden also sehen...

Überrascht hat die Ludwigsburger De-
legation die gute Vorbereitung der Refe-
rentin, klärte diese doch die Gruppe in
Bezug auf regionale Projekte des Mini-
steriums in der eigenen Heimat auf, wie
das Projekt „Neckaribik“. Ein Name, den
die meisten Teilnehmer hier das erste
Mal hörten... PS

• Aus dem Stadtverband
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In Poppenweiler trifft man an ver-
schiedensten Stellen immer wieder auf
einen Namen: Hilde Klotz. Sie hinter-
lässt Spuren in ihrem Stadtteil, in dem
sie mit ihrer Familie seit mehr als 40
Jahren wohnt. Hilde Klotz ist voller Elan
und es sprudelt nur so aus ihr heraus,
wenn sie aus ihrem ehrenamtlichen Le-
ben erzählt. Ob Stadtteilausschuss,
Bücherei, Dorfmuseum, Paul-Scholpp-
Stiftung, Landfrauen – sie trägt in Ver-
einen und Organisationen zum rei-
bungslosen Geschäftsablauf bei, sie ist
und war maßgeblich am Gelingen vieler
Veranstaltungen und Projekte beteiligt.

Fast 19 Jahre gehörte Frau Klotz für die
CDU dem Stadtteilausschuss Poppen-
weiler an, als politisch Interessierte be-
wahrte sie sich jedoch auch ihre Unab-
hängigkeit. Daneben stand sie dem
Landfrauenverein von 1990 bis 1996 als
Schriftführerin und dem Landfrauen-
Förderverein als Vorstandsmitglied zur
Verfügung, sie organisierte Senioren-
nachmittage und arbeitet in der katho-
lischen Kirchengemeinde mit. Sie war
Elternvertreterin im Kindergarten, in
der Grundschule und im Gymnasium ih-
rer Kinder. 

Im Jahr 1989 wurde ihr eine besonders
ehrenvolle Aufgabe übertragen: Zusam-

men mit dem jeweils amtierenden
Oberbürgermeister ist Frau Klotz Testa-
mentsvollstreckerin der Paul-Scholpp-
Stiftung. Der Poppenweiler Kunstmaler
Paul Scholpp (1914 – 1954) hat sein ge-
samtes Vermögen einschließlich einer
umfangreichen Kunstsammlung der Ge-
meinde Poppenweiler hinterlassen mit
der Maßgabe, die Erträge nur für Kin-
derfeste in Poppenweiler zu verwen-
den. Und so organisiert Hilde Klotz mit
vielen helfenden Händen alle zwei Jah-
re auf der Festwiese, in der Kelter und
der Lembergschule ein Kinderfest. An
einem Samstag im September können
Poppenweiler Kinder gratis – auswärti-
ge Kinder gegen einen geringen Beitrag
– Karussell fahren, Pony reiten, spielen
und toben und nach reichhaltiger Be-
wirtung den Tag mit einem Laternenum-
zug ausklingen lassen. 

Der Heimatverein – sie ist stellvertre-
tende Vorsitzende – mit dem Dorfmuse-
um, das sich in einem für die Region ty-
pischen bäuerlichen Wohn- und Wirt-
schaftshaus befindet, liegen ihr beson-
ders am Herzen. Mit Begeisterung er-
zählt sie vom Fund im Neubaugebiet
Jahnstraße, einem fünfzigtausend Jah-
re alten Pferdefuß, und einem viertau-
send Jahre alten Hirschgeweih, die ne-

ben anderen musealen Raritäten dort
zu sehen sind. Sie führt die Besucher-
gruppen durch das Dorfmuseum mit
seinen Wohnräumen, einer Schuster-
werkstatt und einer Scheuer mit Tenne. 

Der Förderverein Bücherei Poppenwei-
ler ist ebenfalls eng mit dem Namen
Hilde Klotz verbunden. Sie war Grün-
dungsmitglied und zweite Vorsitzende,
hat maßgeblich den Aufbau der Einrich-
tung und des Mitarbeiterstabs begleitet
und ist auch nach ihrem Ausscheiden
aus diesem Amt regelmäßig als helfen-
de Hand in der Bücherei präsent. Zu
dem Sonderpreis der Bürgerstiftung,
der dem Förderverein jetzt zuerkannt
wurde, hat Frau Klotz einen großen Teil
beigetragen. Dazu möge der interes-
sierte Leser den nebenstehenden Be-
richt beachten.

Die Verleihung der Ludwigsburg-Me-
daille 2007 an Hilde Klotz rundet dieses
vielfältige ehrenamtliche Engagement
in eindrucksvoller Weise ab. Die Freu-
de, die sie bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben gefunden hat, lebt sie ihren Kin-
dern und Enkelkindern vor. Und sie ist
sich sicher, dass „ich ohne die Unter-
stützung meiner Familie dies alles nicht
hätte leisten können.“ So gibt sie den
Dank, den die Stadt Ludwigsburg ihr
mit der Ehrung zuteil werden ließ, ger-
ne an ihre Familie weiter. 

Wir gratulieren Hilde Klotz herzlich zur
Verleihung der Ludwigsburg Medaille
und wünschen ihr noch viele Jahre Freu-
de an ihren Ehrenämtern.

Ingeborg Choeb

Bürgerschaftliches Engagement •
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Ludwigsburg-Medaille 
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Zum ersten Mal wurden 2007 von der
Bürgerstiftung Ludwigsburg neben den
Ludwigsburg-Medaillen auch Sonder-
preise für bürgerschaftliches Engage-
ment verliehen. Der Förderverein
Bücherei Poppenweiler e.V. wurde für
seine außergewöhnliche Initiative aus-
gezeichnet, mit ehrenamtlichen Mitar-
beitern die Stadtteilbücherei Poppen-
weiler zu betreiben. Der Preis brachte
dem Verein erfreulicherweise eine fi-
nanzielle Unterstützung in Höhe von
1.500 Euro. 

Wir ratulieren dem Förderverein herz-
lich zu dieser ehrenvollen Anerkennung
und stellen ein Modell vor, das von An-
fang an überzeugte, seit drei Jahren er-
folgreich arbeitet und zwischenzeitlich
als Impulsgeber für zahlreiche Kommu-
nen in Baden-Württemberg gilt. Auch
der Vorsitzende des Bibliotheksverban-
des Baden-Württemberg, Staatsse-
kretär Georg Wacker MdL, ließ sich vor
Ort informieren und vom „Poppenwei-
ler Modell“ überzeugen.

Wie es dazu kam

Aus Ludwigsburg drangen Anfang
2004 schlechte Nachrichten nach Pop-
penweiler: Der Stadtteilbücherei drohte

infolge einer Haushaltskonsolidierung
die Schließung! Ausgerechnet eine Ein-
richtung, an zentraler Stelle im Ort gele-
gen und besonders von Kindern und Ju-
gendlichen gerne genutzt, sollte dem
Rotstift zum Opfer fallen. Da kam Un-
mut auf, denn nach Ansicht der Pop-
penweiler Bewohner konnte der als Er-

satz geplante Bücherbus weder quali-
tativ noch quantitativ mit der vorhande-
nen Bücherei in der Zehntscheuer kon-
kurrieren. Wer wollte den Kindern, die
bisher ihre Bücherei fußläufig errei-
chen konnten, ernsthaft zumuten, zur
Hauptstelle der Stadtbibliothek nach
Ludwigsburg fahren zu müssen?

Glücklicherweise fanden sich bald in-
teressierte Bürgerinnen und Bürger, die
nach praktikablen Möglichkeiten such-
ten, die Bücherei zu erhalten. Die Idee,
eventuell mit ehrenamtlichem Engage-
ment den Büchereibetrieb zu führen,
stellte durchaus ein Wagnis dar, denn
Vergleichbares gab es bisher nicht.
Doch die Verantwortlichen in Stadtver-
waltung und Stadtbibliothek zeigten
sich aufgeschlossen und so wurde ge-
meinsam ein innovatives Modell ent-
wickelt, das überzeugte und erfolgreich
zu werden versprach. Die Gründung ei-
nes Fördervereins als Träger der Büche-
rei war Voraussetzung – bereits im
März/Juni 2004 konnten acht Grün-
dungsmitglieder ihre Satzung be-
schließen, bald darauf wurde der Ver-

• Aus den Stadtteilen
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Sonderpreis für bürgerschaftliches Engagement 2007 
für den Förderverein Bücherei Poppenweiler e.V.

V.r.n.l.: 2. Vorsitzende Beate Schempp, Gründungsmitglied Hilde Klotz und 
Ingeborg Choeb von der Redaktion des CDU Treffpunktes

Die Bücherei Poppenweiler in der historischen Zehntscheuer



ein als gemeinnützig tätig anerkannt.
Zum Ersten Vorsitzenden wurde Armin
Maschke, damals Stadtteilausschuss-
mitglied, heute Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Wohnungsbau Lud-
wigsburg GmbH, gewählt, Zweite Vorsit-
zende wurde Hilde Klotz (siehe neben-
stehenden Bericht), Schriftführerin
wurde Diplombibliothekarin Elfriede
Schmälzle-Fried.

Wie es weiterging

Nachdem die formalen Voraussetzun-
gen geschaffen waren und die gemein-
derätlichen Gremien ihre Zustimmung
gaben, begann die eigentliche Aufbau-
arbeit. Etwa 20 Ehrenamtliche wurden
mit Unterstützung der Stadtbibliothek
und ihres Leiters, Thomas Stierle, mit
der Bibliotheksarbeit vertraut gemacht.
Besonders hilfreich war in dieser Phase
die Mitarbeit von Vorstandsmitglied El-
friede Schmälzle-Fried, die ihre immen-
se Erfahrung und umfassende Kompe-
tenz als Diplombibliothekarin ein-
brachte.

Die Organisation des Ausleihbetrie-
bes, wie z. B. Folieren und Kategorisie-
ren der Medien, Versehen der Bücher
mit Buchkarten, Erfassen des Bestan-
des in eine eigens programmierte Soft-
ware, waren die zentralen Aufgaben der
ersten Zeit. Aber auch die fachliche Wei-
terentwicklung der Bücherei, die Fi-
nanzbuchhaltung, die Pressearbeit, die
Einteilung der Teams für die Öffnungs-
zeiten, die Pläne für Sonderveranstal-
tungen, die Zusammenarbeit mit der
Lembergschule und den Kindergärten

Aus den Stadtteilen •
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wurde vom Förderverein in Angriff ge-
nommen. So konnte nach einer erfolg-
reichen Anlaufphase die Bücherei seit
13. September 2004 vom Förderverein
geführt werden. 

Und heute?

Die heutige Zweite Vorsitzende des
Fördervereins, Beate Schempp, berich-
tet von wöchentlich zwei Öffnungsta-
gen, an denen eingespielte Zweier-
Teams die Ausleihe und Rückgabe der
Medien betreuen, von regelmäßigen
Sonderveranstaltungen, wie Vorlese-
stunden für Kindergartenkinder mit
„Märchen und Malen“ und für Schul-
kinder mit „Eine Geschichte für Dich“,
von zweimal jährlich stattfindenden
Vorlesewettbewerben, von Kooperatio-
nen mit Kindergärten und Grundschule
und vom erfolgreichen Vorlesetag 2007
anlässlich des 100. Geburtstages von
Astrid Lindgren. 

Sie erzählt von Kindern und Jugendli-
chen, die im historischen Gebäude, der
Zehntscheuer am Kelterplatz, die
heimelige Atmosphäre in „ihrer“
Bücherei genießen und die vor allem
die Freundlichkeit der Bücherei-Mitar-
beiter loben. Der satzungsmäßige Auf-
trag des Fördervereins, die Lesefreude
und Lesekompetenz der Kinder und Ju-
gendlichen zu fördern, gelingt in ein-
drucksvoller Weise und zeigt sich in ste-
tig steigenden Ausleihzahlen.

Nicht nur Kinder bis zwölf Jahre, die
85 Prozent der Nutzer darstellen, son-
dern auch Jugendliche bis 18 Jahre kön-
nen mit ihrem – nur in Poppenweiler
gültigen – Leseausweis kostenfrei Me-
dien ausleihen. Erwachsene bezahlen
einen günstigen Jahrespreis von 12
Euro, für die Mitglieder des Förderver-
eins beinhaltet der Vereinsbeitrag von
10 Euro jährlich auch gleichzeitig die
Ausleihgebühr für die Bücherei.

Der heutige Medienbestand umfasst
rund 10.000 Bücher, Zeitschriften, CDs,
CD-ROMs und DVDs, der mit einem
jährlichen Zuschuss der Stadtbiblio-
thek aktualisiert wird. Die Mitglieds-
beiträge, die Spenden, die Erlöse aus
jährlich zweimal stattfindenden
Bücherflohmärkten, aus Oster- und

Kunsthandwerkermarkt, fließen eben-
falls zu 100 Prozent dem Büchereibe-
trieb zu.

An vielen helfenden Händen und neu-
en Ideen mangelt es nicht, sie werden
auch weiterhin gebraucht, um dieses
Projekt in Zukunft so erfolgreich wie
bisher fortführen zu können. Die Vor-

standsmitglieder und die ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfer sind
hochmotiviert. Sie konnten zusammen
mit den mittlerweile 150 Mitgliedern
des Fördervereins diese richtungswei-
sende Initiative zu einem Gewinn für
das Poppenweiler Gemeinwesen ge-
stalten. Ingeborg Choeb

• Aus den Stadtteilen
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Anlässlich der Wahlen in Hessen und
Niedersachsen traf sich die größte politi-
sche Jugendorganisation Ludwigsburgs
im Sudhaus. Als VIPs konnten die ver-
sammelten Mitglieder der Jungen Union
ihren Landtagsabgeordneten Klaus Herr-
mann MdL sowie JU-Landesausschuss-
mitglied Steffen Kirsch begrüßen.

Die Ergebnisse der Wahlen zu den Lan-

desparlamenten in Hessen und Nieder-
sachsen lösten bei den JU’lern gemisch-
te Gefühle aus: In Niedersachen kann
CDU-Ministerpräsident Wulff seine er-
folgreiche Regierungsarbeit mit der FDP
fortsetzen. „Das Ergebnis im Norden
zeigt, dass die CDU sich mit inhaltlich
überzeugender und sachlicher Arbeit
sehr wohl gegen den Populismus des

linken Lagers behaupten kann – auch
bei einer Großen Koalition im Bund“, so
JU-Chef Deniz Ankaya zufrieden.

Weniger glücklich ist die JU mit den
starken Verlusten der Hessen-CDU. Hier
herrscht nach der Landtagswahl ein Patt
zwischen Ministerpräsident Roland Koch
und der SPD-Linken Ypsilanti. Das Ergeb-
nis in Hessen sei vor allem ein Schlag ge-
gen die wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit
des Landes, so der stellvertretende JU-
Vorsitzende Tim Krautschneider: „Sollte
es zu einer Linkskoalition mit der SED-
Nachfolgeorganisation in Wiesbaden
kommen, wäre das das Aus für die Er-
weiterung des Rhein-Main-Flughafens
und den Finanzstandort Frankfurt.“

Vor allem der deutliche Einzug der
Linkspartei in beide Landtage bereitet
der JU Ludwigsburg Sorgen: „Mit dem
Einzug in zwei Landtage westdeutscher
Flächenländer ist die SED-Nachfolgeor-
ganisation nun bundesweit etabliert“,
warnt Klaus Herrmann. Dies bedeute,
dass man sich mit der „Linken“ auch in
Baden-Württemberg verstärkt ausein-
andersetzen müsse, so Herrmann. Hier
sieht die JU vor allem ein Vermittlungs-
problem: „Niemand traut den Kommu-
nisten die Problemlösung zu, viele se-
hen aber bei den etablierten Parteien
Gleichgültigkeit in Hinsicht auf Armut
und sozialen Abstieg“ warnt JU-Vorsit-
zender Deniz Ankaya abschließend.

Tim Krautschneider

Junge Union •
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Junge Union diskutiert über Land-
tagswahlen mit Klaus Herrmann MdL
Warnung vor Linkspartei im Westen

Klaus Herrmann in der Diskussion mit der Jungen Union

MdL Klaus Herrmann mit dem Lud-
wigsburger JU-Chef Deniz Ankaya



Die Mitglieder der Jungen Union Lud-
wigsburg zeigten sich bei ihrer Veran-
staltung „Schwarz-Grün? – Modell für
die Zukunft?“ anlässlich der Hamburger
Bürgerschaftswahlen im Ludwigsburger
Sudhaus offen für mögliche schwarz-
grüne Koalitionen auf Länderebene.

Nach Ansicht der Jungen Union sollte
die CDU auch für Koalitionen mit den
Grünen auf Länderebene offen sein, so-
fern genügend inhaltliche Übereinstim-
mungen vorhanden seien. Allerdings se-
hen die JU’ler noch große Differenzen:
„Es würde darauf ankommen, ob die
Grünen bereit sind, ihre ideologischen
Anti-Atomkraft- und Multikulti-Utopien
zugunsten einer Politik der Vernunft auf-
zugeben“, so JU-Vorsitzender Deniz An-
kaya. Auch in der Bildungspolitik be-
stünden deutliche Differenzen, so An-
kaya: „Von einer modernen Verkehrs-
und Infrastrukturpolitik gar nicht zu re-
den: Nord-Ost Ring, Stuttgart 21, Neue

Landesmesse – alles Zukunftsthemen,
die mit den Grünen heute so nicht zu
machen sind.“

Der Ludwigsburger Landtagsabgeord-
nete Klaus Herrmann MdL, den die JU
als besonderen Gast begrüßen durfte,
spricht sich dort für schwarz-grüne Ko-
alitionen aus, wo
keine Mehrheit
mit der FPD mög-
lich ist: „Für mich
bleibt die FDP er-
ste Wahl.“ Mit
den Liberalen
sieht Herrmann
für die CDU deut-
lich größere
Schnittmengen
als mit den Grü-
nen.

Auch mit Hin-
blick auf eine
mögliche „Jamai-

ka-Koalition“ aus CDU/CSU, FDP und
Grünen auf Bundesebene nach 2009
bestehen bei der JU Vorbehalte – zu
groß seien die Differenzen. Der Wunsch-
Partner bleibe die FDP. „Statt linker
Volksfront oder einer Fortsetzung der
großen Koalition des kleinsten gemein-
samen Nenners“, so Pressesprecher
Tim Krautschneider, „muss man aber
auch mal bereit sein, Kröten zu
schlucken.“

Tim Krautschneider

• Junge Union / MIT
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JU diskutiert über Schwarz-Grün
Klaus Herrmann: FDP bleibt erste Wahl

MdL Hollenbach bei der Mittelstandsvereinigung
Kinder- und Jugendbetreuung in Baden-Württemberg

Zu einem Fachgespräch mit Unterneh-
mern konnte die Mittelstandsvereini-
gung (MIT) im Kreis Ludwigsburg den
Landtagsabgeordneten und Murrer
Bürgermeister Manfred Hollenbach be-
grüßen. Im Mittelpunkt der Diskussion
stand das Thema der Kinder- und Ju-
gendbetreuung in Baden-Württemberg.
Hollenbach bezeichnete dies als „wich-
tigste Grundlage für die Zukunft von Ba-
den-Württemberg. Wenn wir über eine
gute Betreuung die Bildungschancen
unserer Kinder wahren, sind die späte-
ren Schulabgänger ausbildungsfähig
und gewährleisten die so wichtige Inno-
vationskraft unseres Landes.“

Das Land habe dazu Maßnahmen zur
Stärkung der kommunalen Haushalte
beschlossen. Der Ausbau der Betreu-
ung von Kindern ab einem Lebensjahr

sei eine „gewaltige finanzielle Kraftan-
strengung“, so Hollenbach. Die Finan-
zierung basiere dabei auf drei Säulen:
Bund- und Ländermittel, kommunale
Mittel und Beiträge der Eltern. „Nur die-
ser Dreiklang ermöglicht es, das Ange-
bot rasch auszubauen. Eine Ebene al-
lein wäre damit völlig überfordert“, so
der Landtagsabgeordnete.

Die Notwendigkeit eines umfassen-
den Angebots sei inzwischen von allen
gesellschaftlichen und politischen Ebe-
nen anerkannt. „Auch Ihre Hinweise
auf die zum Teil mangelhaften Kennt-
nisse von Schulabgängern und deren
Untauglichkeit für eine Ausbildung ha-
ben dazu beigetragen, dass wir erkannt
haben, bereits in jüngsten Jahren die
Entwicklung und Bildung unserer Kin-
der fördern zu müssen“, sprach Man-

fred Hollenbach die Vertreter der MIT
direkt an. MIT-Kreisvorsitzender Dr. Ge-
org Zinger unterstrich diese Mahnung,
die die MIT in den letzten Jahren deut-
lich formuliert habe. „Das Thema Ju-
gendarbeitslosigkeit darf in unserer Ge-
sellschaft eigentlich keines sein. Zu Un-
recht wurde dabei einseitig auf die Un-
ternehmen gezeigt. Hier mangelt es
nicht an Bereitschaft zur Ausbildung.
Die Schulabgänger müssen aber auch
für eine Berufsausbildung geeignet
sein“, so Zinger weiter. Man sei daher
der Landesregierung dankbar und un-
terstütze diese, das Angebot für die Be-
treuung und Ausbildung von Kindern
und Jugendlichen deutlich auszubau-
en. Armin Maschke



Das traditionelle Neujahrsfrühstück
der Frauen Union Nordwürttemberg fand
dieses Jahr in besonders festlichem Rah-
men statt. Mehr als 70 Frauen aus dem
Bezirksverband und weitere Gäste, un-
ter ihnen der Böblinger Bundestagsab-
geordnete Clemens Binninger, waren der
Einladung in das Restaurant am See
‚Lago’ im CongressCentrum Böblingen
gefolgt. Es erwartete sie nicht nur Kulina-
risches und Kulturelles in edlem Am-
biente, sondern auch Heiteres und Poli-
tisches. Zwei Höhepunkte hatte der Vor-
mittag unter dem Motto „Frauenleben“

zu bieten: Zur Einstimmung in den offizi-
ellen Teil trug Vorstandsmitglied Gerti
Mayer-Vorfelder (Sopran), am Klavier be-
gleitet von Cornelia Kellig-Seidel, den
von Robert Schumann vertonten lyri-
schen Gedichtzyklus „Frauen-Liebe und
Leben“ des berühmten Dichters Adel-
bert von Chamisso in eindrucksvoller
Weise vor – die begeisterten Zuhörer
dankten es mit lang anhaltendem Bei-
fall. Andrea Krueger MdL, Bezirksvorsit-
zende der Frauen Union Nordwürttem-
berg, kündigte in Anwesenheit von Eh-
rengast Ministerin a. D. Annemarie Grie-
singer die Ehrung verdienter Frauen an,
die sich über viele Jahre in vorbildlicher
Weise in der Frauen Union für die Belan-
ge der Frauen und die Interessen unse-
rer Gesellschaft eingesetzt haben. Diese
Ehrung steht unter der Schirmherrschaft
von Annemarie Griesinger, die es sich
nicht nehmen ließ, den Frauen persön-
lich zu danken und anschließend in ihrer
unverwechselbaren Art aus ihrem reich-
haltigen Erfahrungsschatz in der Bun-
des- und Landespolitik zu berichten.

Die Annemarie-Griesinger-Ehrenurkun-
de wurde verliehen an Frau Annemarie
Engelhardt, Frau Hannelore Löhr, Frau
Ingrid Ritter und Frau Helga Vetter. 

Ingeborg Choeb

Frauen Union •
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Frauen Union Nordwürttemberg verleiht
Annemarie-Griesinger-Ehrenurkunden

Die Vorsitzende der Frauen Union
Nordwürttemberg, Andrea Krueger
MdL (li.), mit der Schirmherrin Anne-
marie Griesinger



lebendig – 
barock – 
modern
CDU-Stadtverband mit
neuer Internetpräsenz

• www.cdu-ludwigsburg.de
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(red/MB) – Seit Frühjahr 2003 ist der
CDU-Stadtverband mit eigener Home-
page im Internet vertreten. In wenigen
Wochen erfolgt unter der bewährten
Domain www.cdu-ludwigsburg.de ein
‚relaunch’ des vollständig überarbeite-
ten Internetauftritts, der von Vorstands-
mitglied Andreas Essig betreut und
ständig aktualisiert wird..

Die SSttaarrttsseeiittee ist übersichtlich,
großzügig und nutzerfreundlich gestal-
tet. Von hier aus wird interessierten
Mitbürgern ein schneller Überblick über
die Aktivitäten der CCDDUU LLuuddwwiiggssbbuurrgg
sowie ihrer Mandatsträger ermöglicht.
Ausführlich werden die Ziele der ppoolliittii--
sscchheenn AArrbbeeiitt in der Stadt erläutert und
Möglichkeiten zur KKoonnttaakkttaufnahme
per E-Mail zu allen aufgeführten
CDU’lern geboten. 

Ob Presseartikel, Veranstaltungster-
mine, Vorstandsmitglieder, gewählte
Mandatsträger, Stadtteilausschüsse,
Publikationen, umfassende Linkliste zu
Vereinigungen – die CDU Ludwigsburg
präsentiert sich aktuell, interessant
und informativ. 

Schauen Sie doch mal vorbei – wir
freuen uns auf einen regen Austausch
mit Ihnen. n



Am 27. Januar 1808 wurde der Philo-
soph, Theologe und Schriftsteller David
Friedrich Strauß in Ludwigsburg als
Kaufmannssohn geboren. Am 8. Februar
1874 verstarb er im Alter von 66 Jahren
an einem Darmgeschwür. Auf dem Alten
Friedhof in Ludwigsburg, nahe beim
Schorndorfer Torhaus, liegt er begraben.
Sein Geburtshaus in der Marstallstr. 1
trägt eine schöne Gedenktafel und als
einziger der vier „Großen Ludwigsbur-
ger“ hat er ein Erinnerungstempelchen
mit Büste und Inschrift im Schlosspark
bekommen – schon 1910!

Der hochbegabte Schüler und spätere
Student im Tübinger Stift, befreundet mit
Mörike, Vischer, Kauffmann und der Fa-
milie Kerner in Weinsberg, war kurze Zeit
als Vikar in Kleiningersheim tätig. Er
machte seinen Dr. phil. und studierte
noch in Berlin, bevor er als akademi-
scher Lehrer nach Tübingen zurückkehr-
te und erfolgreich Vorlesungen hielt.

Als 1835/1836 sein umfangreiches
Buch „Das Leben Jesu, kritisch bearbei-
tet“ herauskam, brach ein Sturm der
Entrüstung über den Autor herein. Das
Buch gehört zu den „Epochewerken“
des 19. Jahrhunderts und der gesamten
Jesusforschung überhaupt. An den
Hochschulen wird es vor allem in den

Fächern Theologie und Philosophie noch
immer behandelt, es erlebte schon zu
Straußschens Lebzeiten etliche Auflagen
und wurde in einige Sprachen übersetzt.
Doch damals war es ein Skandal und
galt als Frontalangriff auf die evangeli-
sche Kirche. So ungefähr 60 Streitschrif-
ten erschienen gegen den Abtrünnigen,
den Bibelfeind, den Judas, der zwischen
der historischen Person Jesus und dem
Christus des Glaubens radikale Wider-
sprüche sah. Es ist hier weder der Ort
noch der Platz, um näher auf seine
Schriften und die späteren theologi-
schen Werke einzugehen. 

Im Internet gibt es zur Person Strauß
und allen seinen Schriften, darunter Bio-
grafien über Hutten, Voltaire, Schubart,
seinen Essays und seinen „Alterswer-
ken“ circa Siebzigtausend(!) Einträge.
Der Briefwechsel mit dem Ludwigsbur-
ger Freund und „Kampfhahn“ Vischer
füllt allein zwei Bände, die in der Stadt-
bibliothek ausgeliehen werden können.
Und mit Friedrich Theodor Vischer hat
auch der „Ausflug“ von Strauß in die Po-
litik zu tun: 

Nach dem Rausschmiss aus Tübingen
und der Strafversetzung nach Ludwigs-
burg als Lehrer für alte Sprachen, was
Strauß nur wenige Monate aushielt , leb-
te er als freier Schriftsteller und Privatge-
lehrter an verschiedenen Orten in
Deutschland. Ein Angebot des Bürger-
meisters Hirzel (1839) für die Universität
von Zürich, Strauß an die Theologische
Fakultät zu holen, rief solch einen Pro-
test im dortigen Kanton hervor, dass
Strauß sofort mit Tausend Franken Jah-
resgehalt „pensioniert“ wurde, ohne je
eine Stunde gehalten zu haben. 

Bei den gewaltsamen Protesten gab es
bedauerlicherweise 15 Tote zu beklagen.
Die Regierung des Bürgermeisters stürz-
te sogar über diesen „Straußenhandel“,
was als „Züriputsch“ in die Geschichte
eingegangen ist. Das Wort „Putsch“ soll
sogar erst von dorther in den deutschen
Sprachraum übernommen worden sein.

Der historisch und politisch Interes-
sierte weiß sicherlich um die Zeitströ-
mungen und Hintergründe in Deutsch-

land und in Württemberg so einiges,
deshalb nur Stichwörter: Zeit nach Napo-
leon, Restaurationspolitik des Wiener
Kongresses, Gründung des Deutschen
Bundes 1815, unpolitisches Biedermeier
bis ca.1848, Bau der ersten Eisenbah-
nen (mit denen auch Strauß gerne fuhr),
Industrialisierung, erneute Revolution in
Frankreich, und endlich 1848 Wahlen zu
einem Deutschen Parlament, das in der
Paulskirche zu Frankfurt tagte.

Vischer zog für die Liberalen und den
Kreis Reutlingen ins neue Parlament ein.
Strauß wurde von ihm angehalten, sich
ebenfalls zur Verfügung zu stellen. 1848
wurde Strauß von seiner Vaterstadt ju-
belnd als Kandidat aufgestellt, seine Re-
den an die Bevölkerung in Wahlver-
sammlungen erschienen noch 1848 als
„Sechs theologisch-politische Volksre-
den“.

Ab jetzt soll der erste Strauß-Biograf,
sein ehemaliger Schüler Eduard Zeller,
der dann selbst über Württemberg hin-
aus bekannt wurde, zu Wort kommen. Er
schreibt gleich nach dem Tod des
berühmten „Lehrers Strauß“ eine Le-
bensgeschichte, die noch im Sterbejahr
1874 im Verlag des Neffen Emil Strauß in
Bonn erschienen ist. Darin heißt es un-
ter anderem: 

Kultur in der Stadt •

Seite 20 w w w . c d u - l u d w i g s b u r g . d e

Der Ludwigsburger David Friedrich Strauß als Politiker



„...Als im März dieses Jahres das deut-
sche Volk seine besten und hervorra-
gendsten Männer musterte, um sie nach
Frankfurt in die Paulskirche abzuordnen,
da, so meinten viele, dürfe auch Strauß
in der Versammlung, die eine neue Ord-
nung der Dinge für Deutschland begrün-
den sollte, nicht fehlen. Er selbst war
zwar anfangs nicht dieser Meinung,
....allein auf die Länge vermochte er den
Bitten seiner Ludwigsburger Mitbürger,
welche ihm die Kandidatur für ihren Be-
zirk anboten, nicht zu widerstehen, und
auch seine Abneigung gegen Wahlreden
wurde so weit überwunden, dass er de-
ren theils in Ludwigsburg theils an ande-
ren Orten eine ganze Anzahl hielt. Und
wäre es nur auf die Stadt selbst ange-
kommen, so war an seinem Erfolg nicht
zu zweifeln. Allein bei der Landbevölke-
rung stand ihm der Ruf des Unchristli-
chen im Wege, und so gelang es der pie-
tistischen Agitation, die von der evange-
lischen Geistlichkeit ihrer Mehrzahl
nach unterstützt wurde, seine Wahl zu
hintertreiben und die eines querköpfi-
gen Fanatikers durchzusetzen, der in der
Folge seiner Partei selbst durch seine ex-
centrischen Einfälle lästig geworden
ist.“ ...Soweit Zeller 1874.

Strauß war dem Kandidaten Hoffmann
vom Salon (heute die „Karlshöhe“), ei-
nem verdienstvollen Pietisten – aus der
berühmten Familie Paulus und Hahn –
unterlegen. Jetzt griff sogar Justinus Ker-
ner von Weinsberg aus mit einem „Send-
schreiben an seine Ludwigsburger“ ein:
Während Kerner im Weinsberger Bezirk
für einen Mann aus dem Volke plädierte
– dort wurde der Schlossermeister Näge-
le aus Murrhardt auch gewählt – hätte er
von seiner Heimatstadt Ludwigsburg je-
doch erwartet, sie werde einen „Doctor
und gelehrten Geist“ wählen. Als Strauß
nicht gewählt wurde, nahm das Kerner
sehr übel auf und erließ im Mai 1848
sein „Sendschreiben“, das auch im
„Ludwigsburger Tagblatt“ veröffentlicht
wurde. Damit wollte er in seinem
Schmerz über diese „Lächerlichkeit und
Blamage“ sein Vertrauen in Strauß „öf-
fentlich an der Wahlurne niederlegen“.
Strauß hatte jedoch nicht in der Stadt
Ludwigsburg verloren, wo Trauerbeflag-
gung gezeigt wurde, sondern in der länd-

lichen Umgebung. Strauß eilte infolge
der großen Erregung selbst herbei, um
seine Ludwigsburger zu beruhigen und
von Übergriffen auf die Hoffmann-An-
hänger abzuhalten. Für die württember-
gische Kammer (Ständekammer) in
Stuttgart durfte die Stadt Ludwigsburg
allein einen Kandidaten stellen. Das
wurde fast einstimmig mit über 100
Stimmen bei nur drei Gegenstimmen
dann doch noch Strauß (20. Mai 1848).

Strauß enttäuschte seine Ludwigsbur-
ger allerdings als konservativer Politiker
derart, dass er sich sogar ein Misstrau-
ensvotum zuzog und deshalb schon im
Dezember 1848 sein Mandat unter Ver-
zicht auf alle Diäten und Ansprüche nie-
derlegte. Er war kein Revolutionär, kein
Demokrat im radikaleren Sinne, er hielt
die Monarchie für die bessere Regie-
rungsform. Er fühlte sich zwar gegenüber
der Religion als fortschrittlich und als

Wissenschaftler. Er wurde ein überzeug-
ter Anhänger der neuen Lehre von Dar-
win, plädierte für Kunst und Kultur,
schätzte Lessing, Schiller, Goethe,
Beethovens Musik, wünschte „eine Fort-
bildung des Christentums zum reinen
Humanismus“. 

Er blieb aber vielem Neuen gegenüber
pessimistisch, so auch der Demokratie-
bewegung als plebiszitärer Volksbewe-
gung. Er sei, so war unlängst zu lesen, in
seinen späten Werken ein erfolgreicher
Schriftsteller für die neuen Zeitströmun-
gen und die „gebildeten Entkirchlich-
ten“ geworden. Er hat um 1870 herum
die Stimmung der bürgerlichen Öffent-
lichkeit gut getroffen, begrüßte den
deutschen Sieg über Frankreich, war für
die deutsche Einigung unter Preußen
und Bismarck, aber die großen demo-
kratischen Zeitströmungen mochte er
nicht unterstützen. Wolfgang Mönikes

• Kultur in der Stadt
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Mochten die Weisen, die Zünftigen,
Mir einen Platz versagen;

zählt man mich zu den Vernünftigen,
Will ich mich nicht beklagen;

Und ich denke, die Künftigen
werden nach mir noch fragen.

(David Friedrich Strauß)



Im Rahmen seines Deutschlandau-
fendhaltes besuchte der Vize-Außenmi-
nister Griechenlands, Theodoros P. Kas-
simis, nach Berlin, Düsseldorf und Mün-
chen auch Stuttgart. 

Im Flughafenhotel Mövenpick hat sich
Kassimis mit 450 überwiegend griechi-
schen Landsleuten getroffen. Unter den
Gästen waren der Leinfelden-Echterdin-
ger Oberbürgermeister, Roland Klenk,
der Generalkonsul von Stuttgart, Dimitri-
os Xenitellis, der Vorsitzende des Lan-
desverbandes Baden-Württemberg der
Nea Demokratia und Vorstandsmitglied
des CDU-Stadtverbands Ludwigsburg,
Anastasios Vassiliadis, sowie der Weih-
bischof der Griechisch-Orthodoxen Me-
tropolie von Deutschland, Bischof Vassi-
lios von Aristi. Zu politischen Ge-
sprächen zwischen der griechischen und
der baden-württembergischen Regie-
rung wurde Kassimis im Landtag Baden-
Württemberg von Landtagspräsident Pe-
ter Straub MdL empfangen. Im Staatsmi-
nisterium traf Kassimis zu einem Mei-
nungsaustausch mit dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten, Justizminister
Prof. Dr. Ulrich Goll MdL, zusammen. Ge-
genstand der Gespräche waren u.a. der
griechische Standpunkt zur Lage von FY-
ROM und Kosovo. Theodoros Kassimis
warb um Verständnis für den griechi-
schen Standpunkt in der Frage des
Staatsnamens für die „Ehemalige Jugos-
lawische Republik Mazedonien“ und die
Haltung Griechenlands zur Lage des Ko-
sovo. Sollte keine Einigung im Namens-
streit um „Mazedonien“ erzielt werden,
wird Griechenland sein Veto gegen die
Aufnahme FYROMs in die NATO einlegen.
Nach Meinung Griechenlands ist FYROM
als multinationales Land sowohl wirt-
schaftlich als auch militärisch auf die
Hilfe der internationalen Gemeinschaft,
der EU und der NATO, angewiesen. Es be-
fürchtet außerdem eine Destabilisierung
der Region, falls es zu Spaltungsversu-
chen durch die vielen Minderheiten die-
ses Landes und der Nachbarländer
kommt. Nach der einseitigen Unabhän-
gigkeitserklärung des Kosovo von Serbi-
en befürchtet Griechenland eine russi-

sche „Umarmung“ Serbiens, die zu ei-
ner gefährlichen Situation in der Mitte
Europas führen könnte. Griechenland
wird nach nationalen Interessen und
nach den Interessen Europas über eine
Anerkennung des Kosovo entscheiden.

Die baden-württembergischen Ge-
sprächspartner lobten den Integrations-
willen der hier lebenden Griechen, der in
Deutschland als beispielhaft und gelun-
gen gilt.

Nach Abschluss der Konsultationen be-
wertete die Nea Demokratia insgesamt
den Besuch des Vize-Außenministers als
vollen Erfolg, da Theodoros Kassimis
den hier lebenden Griechen den Stand-

punkt der Regierung Griechenlands mit
Klarheit zum Ausdruck brachte.

Anastasios Vassiliadis

Europa aktuell •
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Griechischer Vize-Außenminister in Baden-Württemberg

Nea Demokratia
Die griechische Regierungspartei NNeeaa

DDeemmookkrraattiiaa gehört im EU-Parlament zur
Fraktion der EVP-ED, der EEuurrooppääiisscchheenn
VVoollkkssppaarrtteeii ((CChhrriissttddeemmookkrraatteenn)) uunndd
eeuurrooppääiisscchheenn DDeemmookkrraatteenn,, der mit 288
Mitglieder aus allen 27 Mitgliedstaaten
größten Fraktion im EU-Parlament. Die
CDU/CSU ist mit 49 Abgeordneten, die
Nea Demokratia mit 11 Abgeordneten in
der EVP-ED-Fraktion vertreten.

FYROM
Nach dem Zerfall Jugoslawiens erlang-

te die EEhheemmaalliiggee JJuuggoossllaawwiisscchhee RReeppuu--
bblliikk MMaazzeeddoonniieenn im Jahr 1991 ihre Un-
abhängigkeit. Dieser Staatsname (laut
Verfassung: Republika Makedonija,
Hauptstadt: Skopje) ist seit Jahren zwi-
schen der griechischen und mazedoni-
schen Regierung umstritten, da Grie-
chenland den Namen Mazedonien für
seine nördliche Provinz gleichen Na-
mens beansprucht. Unter der Bezeich-
nung FFYYRROOMM wird das Land als Mit-
gliedstaat bei den Vereinten Nationen
geführt. Dies setzt sich aus den An-
fangsbuchstaben der englischen Über-
setzung FFoorrmmeerr YYuuggoossllaavviiaann RReeppuubblliicc
OOff MMaacceeddoonniiaa zusammen. Zur Zeit lau-

fen Vermittlungsbemühungen unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Natio-
nen. Deutschland verwendet im offiziel-
len Rahmen den bei der UN üblichen
Namen.

Die sehr komplexen ungelösten Pro-
bleme dieser Region betreffen aus hi-
storisch-geschichtlicher Sicht jedoch
noch andere Balkan-Länder: Bulgarien,
Serbien-Montenegro, Albanien.

Der Europäische Rat der Staats- und
Regierungschefs hat der Ehemaligen Ju-
goslawischen Republik Mazedonien am
15./16. Dezember 2005 in Brüssel den
Status eines Beitrittskandidaten zur
EEuurrooppääiisscchheenn UUnniioonn verliehen. Er folgte
damit einem Vorschlag der Europäi-
schen Kommission. Ein Termin für die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
wurde noch nicht festgelegt. 

Anfang April 2008, wenn in Bukarest
die Staats- und Regierungschefs der
NNAATTOO-Mitgliedsländer zu ihrem Gipfel-
treffen zusammenkommen, hoffen
Kroatien, Albanien und Mazedonien auf
eine Einladung zum NATO-Beitritt. Soll-
te Griechenland sein Veto gegen eine
Aufnahme von FYROM/Ehemalige Ju-
goslawische Republik Mazedonien in
die NATO einlegen, würde sich wahr-
scheinlich auch die Aufnahme Kroati-
ens und Albaniens zumindest verzö-
gern. Ingeborg Choeb

Vize-Außenminister Theodoros Kassi-
mis und Landtagspräsident Peter
Straub



Ist-Zustand

Moderne Familienpolitik setzt derzeit
bei Elterngeld, Krippenplatz, Splitting-
tabellen und Kinderfreibeträgen an und
übersieht dabei, dass Familienbande
im Regelfalle lebenslang halten, alle
diese Anreize aber nur Teile des Le-
benswegs begleiten. Und selbstver-
ständlich reichen diese Anreize nicht,
um auch nur annähernd die Kosten für
die Betreuung, Erziehung, Ausbildung
und Ausstattung einschließlich aller
sonstigen Leistungen – von der Versi-
cherung bis zur Mobilität – zu decken.

Wahrnehmung 
des Ist-Zustands

Absolut unverständlich und geradezu
diskriminierend für Eltern ist, dass mit
dem Wegfall der letzten Vergünstigung
für das in der Regel jüngste Kind der Fa-
milie eine Gleichstellung mit all denje-
nigen erfolgt, die – aus welchen Grün-
den auch immer – nie Kinder hatten.
Sei es, weil sie keine wollten oder weil
es ihnen nicht vergönnt war. Die Gut-
schrift in der Rentenversicherung der
Mütter ist einziger bleibender Aus-
gleich und wegen ihrer Geringfügigkeit
eher ein Ärgernis als ein Grund zur
Freude.

Möglichkeit zur Optimierung

Ein gerechterer, dauerhafter Ausgleich
wäre:
• Ein angemessenes Kindergeld bis

zum Ende der ersten Berufsausbil-
dung, längstens bis zur Vollendung
(z. B. des) 25. Lebensjahres, denn
dann hat jemand, der ernsthaft und
intensiv studiert, zwischen zehn und
zwölf Semester hinter sich

• Ein Steuerfreibetrag pro Kind für die
Eltern, hälftig für Mutter und Vater,
dessen nicht genutzter Anteil dem
Kindergeld zugeschlagen wird

• Verbleib der jeweiligen Hälfte des
anteiligen Steuerfreibetrages bei Va-
ter und Mutter, wenn für ein Kind
kein Kindergeld mehr bezahlt wird
und der volle Freibetrag entfällt

Vorteile dieser Lösung

Die Vorteile einer solchen Lösung lie-
gen in der Kumulierung von angemes-
senem Kindergeld und Steuerfreibetrag
in der Betreuungs- und Ausbildungs-
phase sowie in der nachhaltigen Wir-
kung durch steuerliche Entlastung der
Eltern nach der „Abnabelung“ der Kin-
der. Elternschaft erschöpft sich materi-
ell nicht mehr in Aufwendungen für die
Kinder, solange Unterhaltspflichten be-
stehen, statt dessen erfolgt ein lebens-

langer steuerlicher Ausgleich für diese
Zeit.

Da immer mehr Einkunftsarten im Al-
ter in die Besteuerung einbezogen wer-
den und einer steigenden oder vollen
Besteuerung unterliegen, wäre der
Kreis derer, die keinen nennenswerten
dauerhaften Vorteil aus dieser Rege-
lung haben, voraussichtlich gering.

Beispiele hierzu:
Höhe Kindergeld: 

350 EUR je Kind und Monat
Steuerfreibetrag : 

650 EUR je Kind und Monat
Ein steuerpflichtiges Einkommen,

Steuerklasse III. Bei Inanspruchnahme
eines Steuerfreibetrages i.H.v. 500 EUR
sei das Einkommen in diesem Beispiel
steuerfrei, dann Zuschlag zum Kinder-
geld: 150 EUR.

Demnach bekäme eine Alleinerzie-
hende ohne eigenes Einkommen und
ohne Unterhaltsanspruch gegen den
Vater ein Kindergeld i.H.v. 1.000 EUR.

Ist das Kind wirtschaftlich selbststän-
dig, bleibt der Mutter lebenslang der
halbe Steuerfreibetrag, also 325 EUR.

Ist der Vater unterhaltspflichtig und
kommt dieser Pflicht nach, fallen der
Unterhalt und das volle Kindergeld an,
die Mutter erhält zusätzlich 325 EUR
aus dem nicht genutzten Steuerfreibe-
trag und der Vater einen Steuerfreibe-
trag von 325 EUR.

Mit der wirtschaftlichen Selbststän-
digkeit des Kindes bleibt jedem Eltern-
teil ein lebenslanger Steuerfreibetrag
i.H.v. 162,50 EUR.

Beispiel einer Familie mit drei Kindern:
Kindergeld: 1.050 EUR
Steuerfreibetrag: 1.950 EUR

Verbleibender Steuerfreibetrag nach
wirtschaftlicher Selbstständigkeit des
Kindes: 487,50 EUR je Elternteil

Im Gegenzug könnten einige andere
Förderungen von der Bereitstellung von
Mitteln für einen Krippenplatz über Er-
ziehungsgeld und Rentengutschrift bis
zum Sonderbedarf Schulbücher entfal-
len. Peter Weiland-Dubois  

stellv. Vorsitzender

• Senioren Union
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Politik aktuell
(red/IC) – Mitglieder der Senioren Union Stadtverband Ludwigsburg und Umge-

bung machen sich Gedanken über ein aktuelles gesamtgesellschaftliches The-
ma: Wie kann man jenen Frauen und Männern, die aus wirtschaftlichen Gründen
zunächst auf Kinder verzichten, einen Anreiz für Elternschaft geben, wie kann
man eine materielle Belastung durch Elternschaft und damit eine Benachteili-
gung gegenüber Kinderlosen durch einen langfristigen Bonus ausgleichen? 

Die Senioren Union will mit ihrem Beitrag einen neuen, anderen Weg gehen
und einen Anstoß zur Diskussion geben – die Redaktion des Treffpunkts (Adres-
se siehe Impressum) freut sich auf Leserzuschriften zu dieser politisch hochaktu-
ellen Frage.

Senioren Union Stadtverband 
Ludwigsburg und Umgebung:
Förderung der Elternschaft



„Sag’ mir, wo Du bis ins hohe Alter
wohnst, und ich sage Dir, ob es sich
lohnt, so lange zu leben!“ – vor dem Hin-
tergrund der demografischen Entwick-
lung ein nachdenklich stimmender Ge-
danke. In weniger als 25 Jahren wird die
Mehrheit unserer Bürger über 60 Jahre
alt, ledig, verwitwet oder geschieden
sein. Eine der Folgen: Auch Wohnungs-
unternehmen müssen sich auf mehr Ser-
vice einrichten, denn im Vergleich ist es
rein rechnerisch heute oft preiswerter
und komfortabler, als Senior ganzjährig
auf eine Kreuzfahrt zu gehen als ins Se-
niorenheim.

Bereits heute ist altersgerechtes Woh-
nen ein Thema. Werden derzeit drei Vier-
tel aller Pflegebedürftigen von Familien-
angehörigen gepflegt, werden es in zehn
Jahren gerade noch die Hälfte sein. Heu-
te leben 75 Prozent der Mitbürger, die äl-
ter als 90 Jahre alt sind, in einer ganz
normalen Wohnung. Künftig geht es bei
der Frage, was altersgerecht ist, nicht
nur um Angebote der Bau- und Woh-
nungswirtschaft, vielmehr steht ein ein-
deutiges Ziel dahinter: Selbstbestimm-
tes und eigenständiges Leben im Alter.
Dazu reichen die heutigen Angebote Be-
treutes Wohnen, Alters-/Pflegeheime,
Mehrgenerationenhäuser oder Wohnge-
meinschaft Älterer nicht aus. Immer
mehr Menschen werden immer älter und
bleiben oft bis ins hohe Alter geistig und
körperlich fit. Das führt zum 4-2-1-Phä-
nomen: Auf vier Großeltern kommen
zwei Eltern und ein Kind mit der Konse-
quenz, dass kein Generationenvertrag
der Welt diese Veränderungen auffangen
kann. 

Was allerdings das Wohnumfeld an-
geht, so zeichnen sich sehr wohl Lösun-
gen ab. Eine davon orientiert sich an den
Begriffen zentral – nah – kurz in Verbin-
dung mit einem Serviceprogramm. Das
dabei verfolgte Ziel lautet: „Mehr Woh-
nen daheim als Einweisung ins Heim!“.
Die Wohnungsbau Ludwigsburg GmbH
arbeitet an dieser Lösung, und der Vor-
sitzende der Geschäftsführung, Armin

Maschke, stellte sein Unternehmen, die
heutigen Aufgaben und die Ideen für die
Zukunft vor. Und er fand in den Mitglie-
dern des Stadtverbands der Senioren
Union Ludwigsburg und Umgebung auf-
merksame Zuhörer.

Das Service-Modell der Wohnungsbau
Ludwigsburg GmbH, ein Unternehmen
der Stadt Ludwigsburg, orientiert sich
nicht nur an denen, die bereits heute
schon älter sind und im Wohnungsbe-
stand der Gesellschaft wohnen, viel-
mehr setzt es bereits bei den jungen Fa-
milien an. Gemeinsam mit Kooperati-
onspartnern wird das Modell die Kinder-
betreuung von 0 bis 18 Jahren, die Haus-
halts- und Nachbarschaftshilfe – nicht
nur im Notfall, den Haus-Notruf und die
Kranken- und Altenpflege zu Hause um-
fassen. Damit wird gewährleistet, dass
jeder Mieter auf Dauer in seinem ge-
wohnten Wohnumfeld, ja, sogar in sei-
ner einmal gemieteten Wohnung alt wer-
den kann.

In einer lebhaften Diskussion stand Ar-
min Maschke Rede und Antwort, konnte

Senioren Union / Region •
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Selbstbestimmt und eigenständig –
so wollen Senioren wohnen
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Der Landschaftspark wächst weiter
1,5 Millionen Euro für 20 Landschaftspark-Projekte

Referent Armin Maschke mit dem Vor-
sitzenden Hilmar Klages

dabei nebenbei die eine oder andere
falsche Vorstellung gerade rücken und
aufzeigen, dass Dienstleistungen eines
städtischen Unternehmens auch bezahl-
bar sein und bleiben können. 

Der Vorsitzende der Senioren Union
Ludwigsburg, Hilmar K. Klages, verband
die Überreichung des Dank-Präsents mit
der Feststellung: „Die Stadt Ludwigsburg
geht auch hier neue Wege, und sie hat
dafür offensichtlich die richtigen Leute
mit guten Ideen!“, und er sprach den
Zuhörern damit aus dem Herzen.

Peter Weiland-Dubois

Auf Initiative der CDU-Fraktion wurden
die Fördermittel für das Projekt Land-
schaftspark auf 1,5 Millionen Euro er-
höht. Der Verband Region Stuttgart co-fi-
nanziert in diesem Jahr 20 Projekte des
Landschaftsparks Region Stuttgart. Das
hat der Planungsausschuss beschlos-
sen. 58 Gemeinden hatten sich mit 33
Anträgen um die finanzielle Förderung
des Verbands Region Stuttgart bewor-
ben. 

Obwohl die regionalen Projektgelder
2008 im Vergleich zum Vorjahr verdrei-
facht wurden, wären etwa 5,15 Millionen
Euro an regionaler Co-Finanzierung not-
wendig gewesen, um alle eingereichten
Projekte zu unterstützen. Angesichts der



• Bericht aus der Region
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Regionale Antwort auf globale Fragen

hohen Qualität der vorgeschlagenen Pro-
jekte liegt die Co-Finanzierung durch den
Verband Region Stuttgart jeweils unter
der Höchstgrenze von 50 Prozent.

200.000 Euro für die 
Wiederherstellung des
„Neckarseitenarms
Zugwiesen“ in Ludwigsburg

200.000 Euro sind im Jahr 2008 für die
Wiederherstellung des „Neckarseiten-
arms Zugwiesen“ in Ludwigsburg vorge-
sehen. Weitere je 200.000 Euro für die

Jahre 2009 und 2010 wurden in Aussicht
gestellt. Die Aufwertung der Neckaraue
in Marbach wird vom Verband Region
Stuttgart mit 150.000 Euro co-finanziert.
Nochmals 150.000 Euro sollen für 2009
bereitgestellt werden. Mit 100.000 Euro
an regionalem Geld werden die „Lan-
dungsbrücken“ in Fellbach gefördert.
Über das Weidachtal könnte hier künftig
eine Verbindung in Richtung Remstal er-
folgen. Alle geförderten Projekte, ob groß
oder klein, stellen einen Baustein für
den Landschaftspark Region Stuttgart
dar. Seine Grundidee ist, wie zum Bei-

spiel im Neckartal, im Remstal oder auf
den Fildern geschehen, die charakteri-
stischen Merkmale des jeweiligen Land-
schaftsraumes herauszuarbeiten und
zusammenzuführen. Ziel ist ein re-
gionweites, erkennbares Netz aus
Freiräumen, Grünflächen, Wegen, At-
traktionen oder Bauwerken. Mit den
ausgewählten Projekten werden diese
Konzepte verwirklicht, indem Rad- oder
Wanderwege angelegt werden, die Auf-
enthaltsqualität an Flüssen verbessert
wird oder sogenannte Landmarken er-
richtet werden. n

Entwurf des Regionalplans
liegt vor – Anhörung beginnt

Der neue Regionalplan, der Anfang
2009 von der Regionalversammlung be-
schlossen werden soll, liegt jetzt als Ent-
wurf vor. Die Regionalversammlung hat
den Weg für die Anhörung der Städte,
Gemeinden, Landkreise, Verbände und
anderer öffentlicher Stellen freigemacht.
Von März bis 27. Juni können sie sich
zum Entwurf des Regionalplans äußern.
Dieser Planentwurf ist eine Basis für eine
weiterhin gute Regionalentwicklung. Der
Entwurf eröffne der Region auch künftig
Chancen für eine hohe Lebensqualität
und wirtschaftliche Leistungskraft.Im
Zeichen der Globalisierung bedeutet
Wirtschaftsförderung nicht mehr nur
Wettbewerb von Unternehmen, sondern
auch Wettbewerb um Menschen. Des-
halb und aus Gründen der Nachhaltig-
keit soll ein Wechsel weg vom rein quan-
titativen hin zum qualitativen Wachstum
stattfinden. So muss unter anderem die
Wohn- und Lebensqualität in der Region
Stuttgart weiter verbessert werden.

Elemente der
Flexibilität enthalten

Der Regionalplan definiert die Grundli-
nien für das Flächenwachstum im Woh-
nungsbau in den 179 Städten und Ge-
meinden. Es werden jedoch nachgewie-
sene Sonderentwicklungen der Kommu-

nen berücksichtigt. Der Regionalplan ist
nicht statisch festgeschrieben, er enthält
definierte, im Einzelfall begründete Ele-
mente der Flexibilität. Den Gemeinden
sollen für den Bedarf ihrer Wohnbevöl-
kerung alle fünf Jahre ein Prozent an
Wohneinheiten zugebilligt werden. Für
Gemeinden im sogenannten Siedlungs-
bereich der Entwicklungsachsen gelten
1,5 Prozent alle fünf Jahre.

Konzentration der
Siedlungsentwicklung

Obwohl die Zahl der Einwohner nach
einer Untersuchung des Pestel-Instituts
Hannover bis 2020 auf 2,67 Millionen,
also um etwa 30.000 zurückgehen
wird, wird die Zahl der Haushalte um
70.000 steigen. Daraus ergibt sich ver-
mutlich eine Nachfrage nach zirka
97.000 neuen Wohnungen. 

Entlang der Entwicklungsachsen, die
nahezu den Schienenstrecken in der
Region Stuttgart entsprechen, sollten
Siedlung und öffentlicher Personen-
nahverkehr zusammengebracht wer-
den. Angesichts einer rückläufigen Be-
völkerung wird damit sichergestellt,
dass das regionale System von Bussen
und Bahnen auch künftig noch finan-
zierbar ist. Darüber hinaus soll Zuwan-
derung verstärkt in die 44 Schwerpunk-
te für Wohnen gelenkt werden. Der Re-
gionalplan sieht weitere 45 Standorte
für Gewerbe beziehungsweise Dienst-

leistungen vor. In Kornwestheim-West
und Sachsenheim/Oberriexingen/Sers-
heim sieht der Regionalplan Industrie-
gebiete oder Logistikstandorte vor. Eine
wesentliche weitere Aufgabe des Regio-
nalplans besteht darin, die natürlichen
Lebensgrundlagen für Menschen, Tiere
und Pflanzen zu sichern. Über Grünzü-
ge und Grünzäsuren im Regionalplan
werden die Freiräume vor Bebauung ge-
schützt. Entsprechend der Vorstellun-
gen des Landes wurden insgesamt
70.000 Hektar und damit 20.000 Hek-
tar mehr als im aktuell gültigen Regio-
nalplan definiert, in denen Landwirt-
schaft, Naturschutz und Landschafts-
pflege besonders hochzuhalten sind.

Zur Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur und zur Beseitigung von Eng-
pässen werden im Regionalplan auch
wichtige Korridore und Trassen für
Bahnstrecken und Straßen gesichert.

Bedeutung der
Qualität nimmt zu

Für die CDU-Fraktion ist der Regional-
plan ein Entwicklungskonzept, kein
statischer Plan. Um viele Fragen hat
man schwer gerungen. Bezogen auf die
demografische Entwicklung muss künf-
tig die Qualität der Siedlung das ent-
scheidende Merkmal sein, nicht die
Ausdehnung. Flexibilität im Regional-
plan ist vorgesehen und notwendig,
aber die Inhalte des Regionalplans dür-
fen nicht aus dem Blick geraten.

Jetzt ist es an den Kommunen, ihre
Stellungnahmen einzubringen. n
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In der allgemeinen Diskussion um die
verschiedenen Schulformen liegt der-
zeit das Hauptaugenmerk – neben der
Problematik der rückläufigen Schüler-
zahlen an Hauptschulen – auf dem
Gymnasium, das in den vergangenen
Jahren einen gewaltigen Wandel durch-
gemacht hat. 

„Das G-8 ist inzwischen Konsens,“
stellte der Staatssekretär für Kultus Ju-
gend und Sport, Georg Wacker MdL, bei
einer bildungspolitischen Veranstal-
tung Mitte Februar fest. Natürlich ge-
staltet sich der Übergang zur neuen
Form des achtjährigen Gymnasiums
nicht immer leicht. Gegenwärtig wird
von Eltern und auch aus der Politik ge-
mahnt, das Gymnasium so zu gestal-
ten, dass beispielsweise nach einem
Tag mit Nachmittagsschule nicht auch
noch Hausaufgaben für die Schüler an-
stehen. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist häufig die
Klassengröße. Gegenüber Grund-,
Haupt- und Realschulen, heißt es allge-
mein, habe das Gymnasium im Durch-
schnitt zu große Klassen. Tatsächlich
liegt der Klassenteiler an Gymnasien
bei 33 Schülern. Wird diese Zahl über-
schritten, wird eine weitere Klasse ge-
bildet. Doch kritisch wird es für die
Qualität des Unterrichts, wenn die Zahl
eben nur knapp unterschritten wird.

Der Organisationserlass des Kultus-
ministeriums regelt die Unterrichtsver-

sorgung zwar sehr genau, aber die
Schulleiter haben auch noch einen ge-
wissen Freiraum. Der Pflichtunterricht
muss allerdings gesichert sein. Die
Schulleitung kann, wenn es von der
Schulkonferenz befürwortet wird, auch
schon vor dem Erreichen der notwendi-
gen Klassenteilerzahl von 33 Schülern
eine weitere Klasse einrichten. Aller-
dings verzichtet sie dann darauf, die
entsprechenden Mittel im Ergänzungs-
bereich der Schulen – wie AGs usw. –
einzusetzen oder kürzt diese.

In der Stadt Ludwigsburg sieht es bei
den Klassengrößen an Gymnasien im
Schuljahr 2007/2008 folgendermaßen
aus: 

Gymnasium (Schülerzahl/Klassenzahl/
durchschn. Klassengröße)

Friedrich-Schiller-Gymn. 884/35/25,3
Goethe-Gymnasium 691/29/23,8
Mörike-Gymnasium 947/38/24,9
Otto-Hahn-Gymnasium 786/30/26,2

Bei diesen Durchschnittswerten muss
klar sein, dass es Klassen gibt, die im-
mer relativ groß sind, wie z.B. die fünf-
ten und sechsten Klassen, deren Zahl
sich dann aber zunehmend ausge-
dünnt: durch Abgänge von Sechstkläss-
lern auf Realschule oder Wiederholung
der vorigen Klasse und durch Abgänge
in den neunten und zehnten Klassen
nach dem Haupt- bzw. Realschulab-

schluss. Ab Klasse 11 bleiben die Klas-
senstärken aber fast konstant bis zum
Abitur.

Neben der Klassengröße ist ein weite-
res Indiz für die Qualität der Unter-
richtsversorgung die sogenannte Leh-
rerwochenstundenzahl. Sie gibt die
Zahl an, die alle Lehrer einer Schule in
einer Woche an Unterrichtsstunden
wirklich leisten (anrechenbare Leistun-
gen wie Leitungsstunden für die Schul-
leitung sind nicht mit einberechnet). 

Gymnasium Lehrerwochenstundenzahl 
pro Schüler 2007/2008

Friedrich-Schiller-Gymnasium 1,431
Goethe-Gymnasium 1,447
Mörike-Gymnasium 1,391
Otto-Hahn-Gymnasium 1,365

Hier gilt es zu beachten, inwiefern sich
die Lehrerwochenstundenzahl von ei-
nem Schuljahr zum anderen verändert.
Für die Stadt Ludwigsburg kann ge-
genüber dem Vorjahr eine konstant
hohe Qualität festgestellt werden. 

Damit kann man feststellen, dass wir
in Ludwigsburg gut versorgt sind. Nicht
nur, was die wirtschaftliche Situation
oder die Arbeitslosenquote betrifft, bei
der die Stadt immer wieder mit Spitzen-
werten glänzen kann. 

Auch die Qualität der Unterrichtsver-
sorgung an unseren Gymnasien ist bes-
ser als anderswo. n

• Aus dem Landtag

Klaus Herrmann MdL informiert
Hohe Qualität der
Unterrichtsversorgung 
an Ludwigsburger Gymnasien
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Die geplante Änderung des Stammzel-
lengesetzes ist hoch umstritten. Der ei-
gentliche Streitpunkt ist dabei die em-
bryonale Stammzellenforschung. Diese
kann in Deutschland bisher nur betrie-
ben werden, wenn die Zellen aus dem
Ausland stammen und vor dem 1. Januar
2002 gewonnen wurden. Seit längerem
jedoch wird der dringende Bedarf
geäußert, diese Restriktionen zumindest
teilweise aufzuheben – denn die ent-
sprechenden Stammzellenlinien gelten
mittlerweile als nicht mehr hinreichend
verwendbar. Gleichzeitig kann die For-
schung auf embryonale Stammzellen
derzeit nicht verzichten, denn nur sie
können sich zu jeder Zelle des menschli-
chen Körpers weiterentwickeln. Sie sind
„Alleskönner“, mit denen sich Zellent-
wicklungen – auch Krankheiten – punkt-
genau studieren und Heilungsmöglich-
keiten erarbeiten lassen. Kritiker weisen
darauf hin, dass embryonale Stammzel-
len – nomen est omen – nur von Em-
bryonen stammen können.

Die Frage ist also, unter welchen Vor-
aussetzungen Stammzellenforschung in
Deutschland stattfinden kann. Die im Fe-
bruar erstmals im Plenum des Deut-
schen Bundestages diskutierten Anträge
decken die ganze Breite der möglichen
Antworten ab, von der freieren Nutzung
bis hin zum faktischen Totalverbot. Ein
Kompromiss sieht wiederum vor, den
Stichtag einmalig zu verschieben – so-
dass er nach wie vor in der Vergangen-
heit liegt, um eine „verbrauchende Er-
zeugung“ zu verhindern, aber die medi-
zinischen Chancen auch nutzen zu kön-
nen.

In zwei Punkten weicht die Debatte ge-
wissermaßen vom Normalmaß ab:
Durch die argumentativen Gräben quer
durch die Parteien sowie durch den sehr
hohen moralischen Impetus. Während
die Meinungsbildung über Parteigren-
zen hinweg auch als Ausdruck eines frei-
en und demokratischen Prozesses gel-

ten kann, ist die Inanspruchnahme von
Moral stets eine heikle Angelegenheit.
So ist eine „entgrenzte“ Stammzellen-
forschung aus ethischer Sicht sicherlich
höchst bedenklich – nicht weil die damit
verbundenen Ziele und Hoffnungen
amoralisch, sondern die ethischen Im-
plikationen unverhältnismäßig wären.
Wenn mit der Verwendung gerechnet
werden kann, besteht keine Grenze
mehr, die eine „Produktion für den Ver-
brauch“ verhindern könnte. 

Die Forderung eines faktischen Verbots
der embryonalen Stammzellenforschung
wiederum nimmt zwar gerne für sich in
Anspruch, moralisch „auf der sicheren
Seite“ zu sein. Doch die Einfachheit die-
ser Argumentation ist gleichzeitig ihre
größte Schwäche. Denn hier bleiben ent-
scheidende Folgefragen ausgeklam-
mert, etwa zu den bei jeder künstlichen
Befruchtung erzeugten überzähligen Zel-
len oder gar zu abgetrieben Föten.
Natürlich kann man dafür sein, befruch-
tete Eizellen tiefgefroren im Labor zu la-
gern (die irgendwann doch und eher im
Stillen „entsorgt“ werden), und gleich-
zeitig die Forschung mit diesen Zellen
ablehnen. Nur die Moral für sich in An-
spruch nehmen sollte man dabei nicht.
Oder man kann natürlich auch alle Ein-
griffe von der künstlichen Befruchtung
bis zur Abtreibung im Sinne einer reinen
Gesinnungsethik ablehnen. Aber der Le-
benswirklichkeit wird dies kaum ge-
recht.

Eine einmalige Verschiebung des Stich-
tags auf einen immer noch in der Vergan-
genheit liegenden Zeitpunkt ist argu-
mentativ komplexer. Dadurch würde
kein einziger Embryo zusätzlich getötet,
aber die Erforschung von Heilmethoden
dennoch ermöglicht. Moralisch ist dies
fundiert, erhebt aber keinen Absolut-
heitsanspruch. Natürlich wäre es schön,
wenn wir die Forschung an embryonalen
Stammzellen überhaupt nicht bräuchten
– aber gegenwärtig sind wir noch nicht

so weit. Auch die Befürchtung, dass es
quasi zu einem „rollenden Stichtag“
kommen könnte, soll nicht bagatellisiert
werden. Doch gerade die gegenwärtige
Debatte zeigt, wie mühsam das Ringen
um eine ausgewogene Position ist. Mit
jedem weiteren Vorstoß würde der Wi-
derstand potenziert, sodass diese Sorge
wenig begründet erscheint. Und gerade
wer christlich-ethische Grundsätze wah-
ren will, sollte sich vor Maximalforderun-
gen hüten. Denn dies kann dazu führen,
dass am Ende gar niemand mehr
zuhören will. n

• Bericht aus Berlin

Gastbeitrag von Jo Krummacher MdB

Stammzellenforschung 
in Deutschland
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Jo Krummacher tot
Nach kurzer, schwerer und tückischer
Krankheit ist Jo Krummacher am
frühen Montagmorgen, 25. Februar
2008, in Stuttgart verstorben.
Jo Krummacher wurde am 27.12.1946
in Heidelberg geboren. Von 1995 bis
2005 war er geschäftsführender Di-
rektor der Evangelischen Akademie
Bad Boll. Bei den Bundestagswahlen
im September 2005 konnte er den
Wahlkreis Stuttgart-Süd direkt zurück-
gewinnen. Als Bundestagsabgeord-
neter wirkte er in den Ausschüssen
für Bildung und Forschung sowie Kul-
tur- und Medienpolitik mit. 
Er hinterlässt Frau und sechs Kinder.
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Der etwas andere
Blick(winkel)

Es schüttelt einen geradezu ob der
Dinge, die während des zu Ende gehen-
den Winters die Republik bewegen.
Man könnte grad meinen, Väterchen
Frost werfe seinen Mantel der schwar-
zen Unmoral über das Land. Schafft
das, was das milde Klima zu verhindern
wusste: Die schock-gefrostete Steuer-
zahler-Seele schaut gar erstaunt in die
Röhre, wenn in dem kleinen viereckigen
Kasten zu morgendlicher Stunde in
namhaften öffentlich-rechtlichen Früh-
stücker-Magazinen potente Manager
am eigenen Schlafittchen aus ihrer Villa
geführt werden.

Immerhin: die Staatsanwaltschaft ge-
währt Pardon und zeigt sich konziliant:
Statt in der grünen Minna geht es sta-
tusgemäß in der S-Klasse gen Zucht-
haus, man rätselt noch darüber, was
während der Fahrt nach Bochum ge-
reicht wurde. Man ist versucht, sich
auszumalen oder vielleicht auch besser
nicht, was einem selber in solch widri-
ger Situation widerfahren wäre.

Aus einem bestimmten Blickwinkel
betrachtet konnte der ob dem Brutto-/
Netto-Delta ächzende Steuernormalo
schon mal auf den Gedanken kommen,
dass trotz der publicity-trächtigen Prä-
sentation einmal mehr mit zweierlei
Maß gemessen wurde. Wie kam es
wohl, dass die öffentlich-rechtlichen
Anstalten schon Stunden vor dem spek-

takulären Coup ihre Übertragungswa-
gen in geeigneten Schlupfwinkeln vor
der besagten Villa positionieren konn-
ten? Ist es eigentlich rechtens, vier Mil-
lionen Euro für illegal erworbenes Da-
tenmaterial aus Steuermitteln auszuge-
ben, selbst wenn daraufhin die Aus-
sicht besteht, ein Vielfaches dessen
wieder reinzuholen? Dem Autor wäre
nicht bekannt, dass es mit rechten Din-
gen zugeht, wenn diskrete Bankdaten
auf eine CD gezogen und dann weiter-
verkauft werden, von der gerichtlichen
Verwertbarkeit dieses Materials mal
ganz abgesehen.

Aus einem anderen Augenwinkel be-
trachtet fallen natürlich auch die Vor-
verurteilungen, die Besserwisser, die
Am-Laufenden-Band-Denunzianten
und die Verschlimmbesserer auf. Meist
oder zumindest vielleicht allesamt
Sponsoren einer polnischen Schwarz-
putze (nichts für ungut, liebe polnische
Nachbarn), Konsumenten des günsti-
gen Feierabendhandwerkers oder Gou-
tierer des allseits beliebten, sonntags
zwischen Tür und Angel behobenen
Lackschadens. 

Gerne, und jetzt wird ein ganz weiter
Bogen gespannt, schaut man eigentlich
nur ungläubig zu, reibt sich die Augen,
will etwas sagen ..... aber, aber da ist es
auch schon passiert: So geschehen mit
dem Rauchverbot in Baden-Württem-
berg. Kaum realisierte der Raucher die
Tatsache des Verbots, war es eigentlich
in Teilen auch schon wieder Makulatur:
In Rheinland Pfalz wird per einstweili-
ger Verfügung das Rauchverbot für Ein-
Zimmer-Kneipen aufgehoben, in eini-
gen Bundesländern erst gar nicht prak-
tiziert und im Ländle beginnt sich die
Regierungskoalition auch endlich den
Realitäten zu stellen. Warum eigentlich

nicht gleich so? Hätte man, wie so häu-
fig, nur ein bissle weiter gedacht, sich
etwas Zeit gelassen, mit den relevanten
Leuten geredet, keine Hauruck-Aktio-
nen durchgezogen, alles wäre einfacher
und in gesellschaftlichem Konsens ver-
laufen.

Jetzt fühlt sich jeder scheiße (um ein
bis in Regierungskreise geflügeltes
Wort zu gebrauchen): Die Raucher, weil
sie kriminalisiert und diskriminiert
wurden/werden, die Nichtraucher, weil
sie merken, dass wieder zurückgeru-
dert wird/werden muss und letztlich
auch die Kneipenbesitzer, weil sie nicht
wissen, ob die verloren gegangene
Kundschaft wieder kommt. Hört man
sich bei den Freunden um, bleiben
doch viele Gelegenheitsraucher da-
heim, wo man sich gelegentlich noch
eine Zigarette anstecken kann, statt
draußen vor einem Lokal ghettoisiert zu
werden.

Die angeblich das Rauchverbot vertei-
digende Aussage, „in Italien funktio-
niert es ja auch“ ist argumentativ ge-
nauso stichhaltig wie die Erwiderung,
„nein, ich habe recht“ auf die Aussage
„ich bin im Recht!“ Und wenn man sich
schon auf diesem Niveau bewegt, kann
Spanien als Gegenbeispiel dienen. Hier
kann jeder Wirt, jedes Restaurant ent-
scheiden, „was“ es sein will: Raucher
oder Nichtraucher. Demzufolge obliegt
es der freien Entscheidung eines jeden
Einzelnen, für was er sich entscheidet
und seiner Gesundheit zumutet. 

Allein, das mit der Freiheit ist in letz-
ter Zeit so eine Sache. Manchmal
kommt man sich gefangen vor, obwohl
man doch eigentlich gar nichts getan
hat...

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ei-
nen guten Start in den Frühling. n
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Post Scriptum -
oder: was am Ende übrig bleibt
von Peter Schmid


